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Im September 2018 hat sich die strafrechtliche Abteilung des 72. Deutschen 
Juristentags mit der Frage „Sentencing Guidelines vs. freies tatrichterliches 

Ermessen – Brauchen wir ein neues Strafzumessungsrecht?“ befasst. Trotz 
des kritischen Gutachtens von Johannes Kaspar und begleitender literarischer 
Stellungnahmen sind jedoch grundlegende Reformvorschläge auf Ablehnung 
gestoßen. Der rechtsvergleichende Blick hat sich auf die U.S.-amerikanischen 
Strafzumessungsrichtlinien des Bundesstrafrechts beschränkt. Der vorliegende 
Band möchte einerseits ein differenzierteres Bild des angloamerikanischen 
Strafzumessungsrechts durch drei Länderberichte (England/Wales, USA und 
Kanada) mit Kommentaren aus deutscher Sicht zeichnen und andererseits die 
deutsche Perspektive im angloamerikanischen Rechtskreis bekannt(er) machen. 
Um eine möglichst weite Verbreitung sicherzustellen, haben wir uns für eine 
zweisprachige Open-Access-Veröffentlichung entschieden.

In September 2018 the criminal law section of the 72nd Deutscher Juristentag 
(DJT, “German Assembly of Jurists”) debated the question “Sentencing Guidelines 

vs. Free Judicial Discretion – Is German Sentencing Law in Need of Reform?” 
Despite the expert opinion provided by Johannes Kaspar and the accompanying 
scholarly commentaries, ensuing proposals for fundamental reform met with 
rejection. The comparative perspective was limited to the US Federal sentencing 
guidelines. The intention of this volume is therefore, on the one hand, to draw a 
more nuanced picture of Anglo-American sentencing law focusing on three legal 
systems (England/Wales, USA and Canada) accompanied by commentaries from a 
German perspective; on the other hand, we want to make the German perspective 
(better) known within the Anglo-American legal world by reproducing important 
DJT documents in English language. To ensure the widest possible distribution 
we opted for a bilingual open access publication.
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Einführung 

I.  
 
Die Frage nach der angemessenen Strafzumessung ist genauso alt wie die Frage nach 
der materiellen Strafbarkeit selbst. Seit jeher ist das Strafverfahren mit einem Schuld-
spruch nicht etwa beendet, sondern das Gericht hat sodann eine nicht weniger 
schwierige Aufgabe zu bewältigen und die (unrechts- und schuld-)angemessene 
Strafe zu bestimmen. Dabei handelt es sich �² trotz der Vernachlässigung dieser Frage 
in der juristischen Ausbildung �² keineswegs um ein bloßes Anhängsel zum vorange-
henden Verfahren. Dies zeigt sich schon daran, dass die Beteiligten und die Öffent-
lichkeit die konkret ausgeworfene Strafe in der Regel mehr interessiert als die Schuld-
begründung.  
 
So hat sich zuletzt auch die strafrechtliche Abteilung des 72. Deutschen Juristentags 
im September 2018 �P�L�W���G�H�U���)�U�D�J�H���Å�6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���*�X�L�G�H�O�L�Q�H�V���Y�V�����I�U�H�L�H�V���W�D�W�U�L�F�K�W�Hrliches 
Ermessen �² �%�U�D�X�F�K�H�Q���Z�L�U���H�L�Q���Q�H�X�H�V���6�W�U�D�I�]�X�P�H�V�V�X�Q�J�V�U�H�F�K�W�"�´��befasst. Trotz des kri-
tischen Gutachtens von Johannes Kaspar1 und begleitender literarischer Stellungnah-
men2 sind jedoch grundlegende Reformvorschläge auf Ablehnung gestoßen.3 Der 

 
1  Kaspar, Sentencing Guidelines vs. freies tatrichterliches Ermessen, 2018, S. C1; englische Zusam-

menfassung in diesem Band S. 337. 
2  Fünfsinn, Referat, 2019, S. M11; Mosbacher, Referat, 2019, S. M23; Kilian, Referat, 2019, S. M43; 

ferner Grosse-Wilde, ZIS 2019, S. 130; Hörnle, GA 2019, S. 282; Hoven, KriPoZ 2018, S. 276 sowie 
Kudlich/Koch, NJW 2018, S. 2762; Verrel, JZ 2018, S. 811 (englische Übersetzung in diesem Band 
S. 353 und 365). 

3  Die Teilnehmer sprachen sich gegen die von Kaspar vorgeschlagene Aufgabe des Begriffs der 
�Å�6�F�K�X�O�G�´���Dls leitendes Merkmal bei der Strafzumessung und gegen die Etablierung tabellarischer 
Vorgaben i.S.v. Strafzumessungsrichtlinien aus. Zustimmung fand immerhin die Einführung einer 
zentralen Entscheidungsdatenbank und einer fortlaufenden Rückfall- und Verlaufsstatistik, vgl. 
Verhandlungen des 72. DJT Bd. II/1 Teil M, 2019, S. M62. 



16 Kai Ambos 

 

rechtsvergleichende Blick hat sich auf die U.S.-amerikanischen Strafzumessungs-
richtlinien des Bundesstrafrechts beschränkt.4  
 
Diese verkürzte Sichtweise und die insgesamt enttäuschenden Ergebnisse des DJT 
haben uns dazu bewogen, die Strafzumessung aus rechtsvergleichender Sicht zum 
Gegenstand unseres dreizehnten kriminalwissenschaftlichen Göttinger Kolloqui-
ums zu machen.5 Zum einen sollte dadurch ein differenziertes Bild des angloameri-
kanischen Strafzumessungsrechts gezeichnet und dieses durch die deutsche Über-
setzung der entsprechenden Beiträge in den deutschen, vor allem praktischen Dis-
kurs eingespeist werden. Zum anderen haben wir uns aber auch zum Ziel gesetzt, 
die deutsche Perspektive im angloamerikanischen Rechtskreis bekannt(er) zu ma-
chen. Deshalb wurden die deutschen Kolloquiumsbeiträge zugleich ins Englische 
übersetzt sowie einige für die DJT-Diskussion maßgebliche Beiträge erstmals in eng-
lischer Sprache zugänglich gemacht. Das Ergebnis ist dieser zweisprachige Band, der 
aus drei Teilen besteht: Der gewichtigste Teil I enthält Beiträge zum englischen/wa-
lisischen, U.S.-amerikanischen und kanadischen Strafzumessungsrecht mit jeweils 
einem Kommentar aus deutscher Sicht. Ergänzend veröffentlichen wir in Teil II 
einen Tagungsbericht. Teil III liefert eine (selektive) englische Dokumentation der 
DJT-Diskussion (summary des Kaspar-Gutachtens, Beiträge von Kudlich/Koch 
und Verrel), die sich vor allem an interessierte Kolleginnen/Kollegen aus dem anglo-
amerikanischen Rechtskreis richtet.6 Wir haben uns schließlich für eine open-access 
Veröffentlichung entschieden, um die größtmögliche Verbreitung des Werks sicher-
zustellen.  
 
 

II.  
 
Nun einige Bemerkungen zu den Beiträgen in Teil I. 

 
Julian V. Roberts und Nicola Padfield behandeln die Strafzumessung in England und 
Wales. Das Kernstück des englisch-walisischen Strafzumessungsrechts sind Straf-
�]�X�P�H�V�V�X�Q�J�V�U�L�F�K�W�O�L�Q�L�H�Q�� ���Å�6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J�� �*�X�L�G�H�O�L�Q�H�V�´����7 Diese könnten sowohl delikts-
spezifisch (z.B. bezüglich Körperverletzungsdelikten) als auch deliktsübergreifend 
(z.B. Strafmilderung bei guilty plea, Strafzumessung bei eingeschränkt schuldfähigen 

 
4  Krit. auch Ambos, Einheitlichere und transparentere Strafzumessung, 2021 wonach insbesondere 

die Verengung auf die US Federal Sentencing Guidelines verkennt, dass durchaus andere, zur In-
spiration der hiesigen Debatte besser geeignete Strafzumessungssysteme bestehen. 

5  �Å�6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���6�W�U�D�I�]�X�P�H�V�V�X�Q�J���² �&�R�P�S�D�U�D�W�L�Y�H���,�Q�V�L�J�K�W�V�´�������������.�R�O�O�R�T�X�L�X�P���G�H�V���,�Q�V�W�L�W�X�W�V���I�•�U���.�U�L�P�L�Q�D�O��
wissenschaften der Georg-August-Universität Göttingen vom 5. Juli 2019; Konferenzbericht in 
diesem Band S. 321). 

6  Für frühere Beiträge zum deutschen Strafzumessungsrecht in englischer Sprache s. Albrecht, LCP 
76 (2013), S. 211; Hörnle, LCP 76 (2013), S. 189; Frisch, CLF 28 (2017), S. 437; Harrendorf, CLF 28 
(2017), S. 501; Nestler, BCLR 7 (2003), S. 109; Streng, GLJ 8 (2007), S. 153. 

7  Abrufbar unter https://www.sentencingcouncil.org.uk/ <29.06.2020>. 
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Tätern) ausgestaltet sein. Nach einem Blick auf die Entstehungsgeschichte der heu-
tigen Guidelines erläutern die Autoren die Struktur und Funktionsweise der delikts-
spezifischen Richtlinien anhand des konkreten Beispiels des Straßenraubs ���Å�V�W�U�H�H�W��
�U�R�E�E�H�U�\�´�������'�H�U���6�W�U�Dfzumessungsvorgang ist grundsätzlich strukturell für alle Richtli-
nien gleich ausgestaltet und gibt den Gerichten zahlreiche Schritte in einer festen 
Abfolge vor. Im ersten Schritt ist der Schweregrad der Tat sowie die Schuldstufe des 
Angeklagten zu ermitteln. Anhand dessen lässt sich einer Tabelle die Ausgangsstrafe 
und der Strafrahmen entnehmen (Schritt zwei). Die Ausgangsstrafe wird dann im 
Folgenden unter Berücksichtigung strafmildernder und strafschärfender Umstände 
sowie zahlreicher weiterer Faktoren (z.B. etwaiger Kooperationen mit den Strafver-
folgungsbehörden oder des Eingehens eines Geständnisses) in den Schritten zwei 
bis neun modelliert. Grundsätzlich müssen die Gerichte der einschlägigen Richtlinie 
folgen, außer dies würde �Å�G�H�Q���,�Q�W�H�U�H�V�V�H�Q���G�H�U���*�H�U�Hchtigkeit widersprechen� .́8 Dies 
bedeutet, dass jede Strafe innerhalb des vorgesehenen Strafrahmens verhängt wer-
�G�H�Q���N�D�Q�Q�����6�L�H�K�W���G�D�V���*�H�U�L�F�K�W���M�H�G�R�F�K���H�L�Q�H�Q���:�L�G�H�U�V�S�U�X�F�K���]�X���G�H�Q���J�H�Q�D�Q�Q�W�H�Q���Å�,�Q�W�H�U�H�V��
�V�H�Q���G�H�U���*�H�U�H�F�K�W�L�J�N�H�L�W�´����können auch Strafen gänzlich außerhalb der vorgeschriebe-
nen Rahmen ausgesprochen werden. 

Roberts/Padfield gehen ebenfalls auf deliktsübergreifende Guidelines ein, die 
allgemeinere Fragen der Strafzumessung betreffen. So gebe etwa die Regelung zur 
�5�H�G�X�N�W�L�R�Q�� �G�H�U�� �6�W�U�D�I�H�� �L�Q�I�R�O�J�H�� �H�L�Q�H�V�� �*�H�V�W�l�Q�G�Q�L�V�V�H�V�� ���Å�5�H�G�X�F�W�L�R�Q�� �I�R�U�� �D�� �*�X�L�O�W�\�� �3�O�H�D�´����
vor, dass die Strafe um ein bestimmtes Maß herabzusetzen sei �² abhängig vom Zeit-
punkt der geständigen Einlassung. Hat der Angeklagte etwa zum frühestmöglichen 
Zeitpunkt ein Geständnis abgelegt, so soll die Strafe um ein Drittel reduziert werden. 
Deliktsübergreifende Guidelines existierten darüber hinaus u.a. für die Strafzumes-
sung bei mehreren abzuurteilenden Taten oder die Strafzumessung bei Jugendlichen. 
Teile man Strafzumessungssysteme grundsätzlich in eher deskriptiv �² die gegenwär-
tige Praxis abbildend �² oder eher präskriptiv �² die Praxis beeinflussend �² ein, so sei 
das englisch-walisische System primär deskriptiv, da sich die Guidelines an der be-
reits bestehenden Strafzumessungspraxis orientierten.9 Dabei heben Roberts/Pad-
field die Transparenz als besonders positives Merkmal des Systems hervor. Zeige 
sich ein Angeklagter geständig und erfolge eine entsprechende Strafminderung auf-
grund der anwendbaren Guideline, so könne die interessierte Öffentlichkeit und der 
Angeklagte jederzeit leicht nachvollziehen, in welchem Maße sich das Geständnis 
mildernd auf die Strafe auswirke. 

 
Aus deutscher Sicht geht Jörg-Martin Jehle zunächst auf grundlegende Unterschiede 
zwischen dem deutschen und englisch-walisischen Strafrechtssystem ein, die auch 
die Strafzumessung beeinflussen. Bezüglich Deutschlands bemängelt Jehle, dass sich 
die Richter aufgrund der unbestimmten Vorgaben häufig an lokalen Strafzumes-

 
8 Coroners�· and Justice Act 2009, sec. 125(1). 
9 Roberts, Crime&Just 48 (2019), S. 187-254. 
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sungskulturen orientierten, was zu erheblichen regionalen Strafzumessungsunter-
schieden führe. Die Ergebnisse des DJT sieht Jehle kritisch, insbesondere dass die 
Einrichtung einer Strafzumessungskommission abgelehnt wurde. Die Unterstüt-
zung für ein bundesweites Informationssystem zur Strafzumessungspraxis und die 
Einführung einer Rückfallstatistik �V�H�L���L�P�P�H�U�K�L�Q���H�L�Q���Å�+�R�I�I�Q�X�Q�J�V�V�F�K�L�P�P�H�U�´�� 

Die englisch-walisischen Strafzumessungsrichtlinien kompensierten die man-
gelnde Differenziertheit der gesetzlichen Tatbestände, etwa im diskutierten Fall des 
Raubs, wo § 250 StGB einen relativ differenzierten Qualifikationstatbestand vor-
sieht. Sie ließen allerdings weitgehend offen, welches (relative) Gewicht den einzel-
nen Strafzumessungsumständen zukommt und wie sie sich zu einander verhalten; 
quantifizierbare Maßgaben fänden sich schon gar nicht. So stünden englische Rich-
ter bei der konkreten Strafbemessung vor ähnlichen Schwierigkeiten wie deutsche; 
positiv gewendet besäßen sie ein ähnlich weites Ermessen�����Åallerdings innerhalb ei-
nes durch die proportionalitätsbezogenen Kriterien enger gefassten Strafrahmens�´����
Jehle überzeugt die Ausrichtung an der Tatproportionalität, er weist aber darauf hin, 
dass das System �Åohne den Einbau spezialpräventiver Elemente�´�����]���%�����V�W�U�D�I�H�U�K�|�K�H�Q��
der Berücksichtigung der Gefährlichkeit) nicht auskomme. Die vorbestimmte Straf-
minderung infolge eines guilty plea hält er auch für die deutsche Diskussion zur 
strafmildernden Wirkung eines Geständnisses und im Rahmen einer Verständigung 
für interessant. Ob das englische Richtliniensystem aber tatsächlich �Åzu einem hö-
heren Maß an Konsistenz und Gleichmäßigkeit�  ́führe, sei mangels einer umfassen-
den empirischen Evaluation noch unklar. 
 
Rhys Hester zeigt die große Vielfalt der US-amerikanischen Strafzumessungspraxis 
und kritisiert vor allem die hohe Punitivität und Masseninhaftierung. Die USA seien 
�G�D�V�� �Å�Vtraffreudigste Land der Welt�´���� �$�X�I�J�U�X�Q�G�� �L�K�U�H�U�� �I�|�G�H�U�D�O�H�Q�� �6�W�U�X�N�W�X�U�� �I�D�O�O�H�� �G�D�V��
Strafzumessungsrecht grundsätzlich in die Zuständigkeit der einzelnen Bundesstaa-
ten; nur eine äußerst geringe Zahl aller Strafverfahren werde nach Bundesrecht ab-
geurteilt. Den U.S. Federal Sentencing Guidelines (Strafzumessungsrichtlinien auf 
Bundesebene) komme zwar eine große Bedeutung zu, sie dürften aber nicht mit dem 
US-amerikanischen Strafzumessungsrecht in toto gleichgesetzt werden. Das Strafzu-
messungsrecht der einzelnen US-Bundesstaaten sei sehr unterschiedlich ausgestaltet 
�² nur siebzehn der 50 Bundesstaaten verfügten überhaupt über Strafzumessungs-
richtlinien, die sich wiederum stark unterschieden. 

Hester erkl�l�U�W���G�L�H���9�L�H�O�I�D�O�W���G�H�U���O�R�N�D�O�H�Q���5�H�F�K�W�V�N�X�O�W�X�U�H�Q���P�L�W���G�H�U���Å�&�R�X�U�W���&�R�P�P�X�Q�L��
�W�L�H�V���7�K�H�R�U�\�´�����'�D�Q�D�F�K���S�U�l�J�W�H�Q��die örtliche Politik und lokale Einflüsse das Strafni-
�Y�H�D�X���L�Q���H�L�Q�H�U���E�H�V�W�H�K�H�Q�G�H�Q���Å�*�H�U�L�F�K�W�V�J�H�P�H�L�Q�V�F�K�D�I�W�´�� Die Folge davon seien erhebli-
che lokale und regionale Unterschiede in der Strafhöhe und den Inhaftierungsraten. 
Hester weist dies anhand eines Vergleichs der Strafbarkeit von Einbruch und Raub 
in South Carolina und Minnesota nach. Die im internationalen Vergleich beispiello-
sen Inhaftierungsraten �² selbst niedrigere Raten in einigen Staaten (z.B. Massachus-
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etts mit 300 Gefangenen pro 100.000 Einwohner) sind im weltweiten Vergleich im-
mer noch hoch (s. Abb. 5 bei Hester)10 �² hätten soziale und kulturelle Ursachen. 
Hester diskutiert insoweit unterschiedliche gesellschaftswissenschaftliche Erklä-
rungsansätze und hält Tonrys Ansatz für am überzeugendsten. Danach sei die US-
amerikanische Kriminalpolitik durch vier Eigenschaften (kurz: paranoide Politik, 
�Å�P�D�Q�L�F�K�l�L�V�F�K�H�U�� �0�R�U�D�O�L�V�P�X�V�´, verfassungsrechtlicher Rahmen und die Rassefrage) 
geprägt. Die Richtigkeit dieses Ansatzes zeige sich etwa �² Rassefrage �² bei der über-
proportionalen Anwendung des Strafrechts gegen schwarze Amerikaner und �² ver-
fassungsrechtlicher Rahmen �² der zu einer Politisierung der Justiz führenden Volks-
wahl der Staatsanwälte und (teilweise) auch Richter. In der allgegenwärtigen Praxis 
�G�H�V���Å�S�O�H�D���E�D�U�J�D�L�Q�L�Q�J�´���H�U�N�H�Q�Q�W��Hester schließlich eine Komponente, deren Einfluss 
im Hinblick auf die Inhaftierungsraten zwar noch nicht abschließend geklärt sei, die 
aber jedenfalls Teil des amerikanischen Exzeptionalismus sei. Was die Zukunft an-
�J�H�K�W���� �V�R�� �V�W�L�P�P�W�H�Q�� �H�L�Q�L�J�H�� �(�Q�W�Z�L�F�N�O�X�Q�J�H�Q���� �H�W�Z�D�� �G�L�H�� �:�D�K�O�� �Å�S�U�R�J�U�H�V�V�L�Y�H�U�´�� ���O�L�E�H�U�D�O�H�U����
Staatsanwälte und die Erarbeitung eines Musterstrafgesetzbuchs zur Strafzumessung 
���Å�0�R�G�H�O���3�H�Q�D�O���&�R�G�H�����6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J�´�����$�/�,�����K�R�I�I�Q�X�Q�J�V�Y�R�O�O�� 
 
�7�U�R�W�]�� �9�R�U�E�H�K�D�O�W�H�Q�� �J�H�J�H�Q�•�E�H�U�� �+�H�V�W�H�U�V�� �Å�6�W�U�D�I�I�U�H�X�G�L�J�N�H�L�W�V�W�K�H�V�H�´�� �V�W�L�P�P�W��Tatjana 
Hörnle doch zu, dass das Punitivitätsniveau in den USA hoch ist, was sich u.a. im 
Vergleich zur deutschen Gefangenenrate zeige (75 Gefangene pro 100 000 Einwoh-
ner zum 31.3.2018 gegenüber 655 in den USA zum 31.12.2016). Allerdings müsste 
�G�L�H���Åkomplizierte Wechselwirkung zwischen Kriminalitätsraten und Gefangenenra-
ten�´���E�H�D�F�K�W�H�W���Z�H�U�G�H�Q�����1�X�Q���L�V�W���H�V���]�Z�D�U���]�X�W�U�H�I�I�H�Q�G�� dass die Kriminalitätsraten in den 
USA viel höher als in Deutschland ausfallen und sich dies natürlich auch im Sinne 
höherer Gefangenenraten in den USA auswirkt. Doch ist dieser Zusammenhang 
nicht linear-proportional �² der Kriminalität entsprechend höhere Gefangenenrate in 
den USA �², sondern es wird in den USA relativ (zur Kriminalitätsrate) mehr inhaf-
tiert. Überdies zeigt die höhere Kriminalität in den USA, dass ein hohes Strafniveau 
(einschließlich der Todesstrafe) und Härte im Vollzug keineswegs effizientere Ab-
schreckung mit weniger Kriminalität garantieren.  

Hörnle warnt davor, nur ergebnisorientiert auf die Gefangenenraten zu schauen, 
denn aus normativer �6�L�F�K�W�� �V�H�L�H�Q�� �K�|�K�H�U�H�� �*�H�I�D�Q�J�H�Q�U�D�W�H�Q�� �Å�Q�L�F�K�W�� �Q�R�W�Z�H�Q�G�L�J�H�U�Z�H�L�V�H��
�*�U�X�Q�G���]�X�U���.�U�L�W�L�N�´�����Z�H�Q�Q���V�L�H���Q�X�U���V�D�F�K�O�L�F�K���E�H�J�U�•�Q�G�H�W���V�H�L�H�Q�����H�W�Z�D���G�X�U�F�K���H�L�Q�H���E�H�V�V�H�U��
ausgestattete und effizienter arbeitende Strafjustiz bei zugleich hohen Kriminalitäts-
raten). Aus Gerechtigkeitserwägungen seien eher die Strafdauer und daraus resultie-
rende hohe Gefangenenzahlen ein Grund zur Besorgnis. Unklar sei, wie sich hier-
zulande die zunehmende gesellschaftliche Fragmentierung in Kombination mit ho-
hen Einwanderungsquoten auf die Kriminalitätsentwicklung und die Strafzumes-
sung auswirke. Es frage sich, ob die kaum regulierte richterliche Urteilsfindung eine 
Anpassung an solche gesellschaftlichen Veränderungen vollziehen könnte �² die wei-
ten Strafrahmen würden dies jedenfalls nicht von vornherein ausschließen.  

 
10  Für die Gefangenenzahlen s. Walmsley, World Prison Population List, 2018. 
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Überzeugend ist schließlich Hörnles Hinweis auf die Professionalität ernannter, 
nicht gewählter Richter/-innen. Auch ihrer Kritik an der deutschen Strafzumessung 
�D�O�V���Å�%�O�D�F�N���%�R�[�´���X�Q�G���D�Q���G�H�U���'�-�7-Diskussion, insbesondere dem Fokus auf die US-
Bundesrichtlinien ist zuzustimmen. 
 
Benjamin L. Berger diskutiert den kanadischen Fall und liefert eine detaillierte Be-
schreibung der dortigen Strafzumessungspraxis unter besonderer Berücksichtigung 
des früheren und heutigen Ansatzes zur Lenkung der Strafzumessung. Er weist zu-
nächst darauf hin, dass das kanadische Parlament einem Vorschlag zur Einführung 
von Strafzumessungsrichtlinien nicht zugestimmt habe, obwohl ein entsprechender 
Bericht einer nationalen Strafzumessungskommission viel Zustimmung gefunden 
habe. Durch eine Reform im Jahre 1996 seien aber erstmals Strafzumessungszwecke 
und -grundsätze kodifiziert worden, ohne dass allerdings die neuen Grundsätze in 
ein Verhältnis gesetzt oder untereinander priorisiert worden wären. Immerhin sei 
eine ungefähre Orientierung erreicht worden und zwar durch die Normierung von 
Strafzwecken (mit dem �=�L�H�O���Å�J�H�U�H�F�K�W�H�U���6�W�U�D�I�H�Q�´�����X�Q�G���G�L�H���(�L�Q�I�•�K�U�X�Q�J���G�H�V���9�H�U�K�l�O�W��
nismäßigkeitsprinzips (Bezugspunkte: Tatschwere und Grad der Verantwortlich-
keit). Im Ergebnis verbleibe den Tatrichtern ein erheblicher Ermessensspielraum, 
der nur sehr eingeschränkt von der Rechtsmittelinstanz überprüft werden kann. 
Auch sei die beabsichtigte Reduktion der Freiheitsstrafen nicht eingetreten und spe-
ziell die Inhaftierungsraten von Angehörigen indigener Bevölkerungsgruppen seien 
seitdem auf ein besorgniserregend hohes Niveau gestiegen.  

Neben diesen allgemeinen Grundsätzen sehe das kanadische Strafgesetzbuch 
außerdem Höchststrafen und eine (seit jeher) kleine Zahl von obligatorischen Min-
deststrafen vor. Deren Zahl expandierte erheblich im Rahmen einer von einer kon-
servativen Regierung v�H�U�I�R�O�J�W�H�Q���Å�W�R�X�J�K-on-�F�U�L�P�H�´���3�R�O�L�W�L�N�����1�D�F�K���Y�H�U�V�F�K�L�H�G�H�Q�H�Q���/�H�L��
tentscheidungen des Supreme Court wurden zahlreiche dieser Mindeststrafen aber 
für verfassungswidrig erklärt und zwar wegen des Verstoßes gegen das Verbot grau-
samer und außergewöhnlicher Strafen. 

Nach Bergers Ansicht ist aufgrund dieser Entwicklungen ein neues Grundprin-
�]�L�S�� �G�H�V�� �N�D�Q�D�G�L�V�F�K�H�Q���6�W�U�D�I�]�X�P�H�V�V�X�Q�J�V�U�H�F�K�W�V���H�Q�W�V�W�D�Q�G�H�Q���� �G�D�V�V�� �H�U���D�O�V�� �Åindividualisierte 
Verhältnismäßigkeit�´���E�H�]�H�L�F�K�Q�H�W�����'�L�H�V�H�V���J�H�K�H���•�E�H�U���G�D�V���W�U�D�G�L�W�L�R�Q�H�O�O�H���9�H�U�K�l�O�W�Q�L�V�P�l�‰�L�J��
keitsprinzip ins�R�Z�H�L�W�� �K�L�Q�D�X�V���� �D�O�V�� �G�D�V�V�� �G�L�H�� �Åindividuelle Bewertung der Lebensum-
stände des Täters und seine[r] Leidenserfahrungen�´�����D�O�V�R���G�L�H���U�H�D�O�H���H�P�R�W�L�R�Q�D�O�H���6�W�U�D�I��
erfahrung, in den Vordergrund gerückt werden sollte. Dieser Ansatz zeichne sich 
durch eine qualitative (nicht nur quantitative) Bewertung der Straferfahrung des Tä-
ters aus, es we�U�G�H�Q�� �Å�,�Q�W�L�P�L�W�l�W���� �1�l�K�H�� �X�Q�G�� �$�X�I�P�H�U�N�V�D�P�N�H�L�W�� �I�•�U�� �G�L�H�� �(�U�I�D�K�U�X�Q�J�� �G�H�V��
�/�H�L�G�H�Q�V�´���H�W�D�E�O�L�H�U�W�����'�H�U���.�H�U�Q���G�L�H�V�H�V���$�Q�V�D�W�]�H�V���E�H�V�W�H�K�W���L�Q���H�L�Q�H�U���$�U�W���*�H�V�D�P�W�E�H�W�U�D�F�K��
�W�X�Q�J�� �G�H�V�� �Å�/�H�L�G�H�Q�V�Z�H�J�V�´�� �G�H�V�� �$�Q�J�H�N�O�D�J�W�H�Q���� �Y�R�Q���G�Hr polizeilichen Behandlung über 
�G�L�H�� �1�H�E�H�Q�I�R�O�J�H�Q�����Å�F�R�O�O�D�W�H�U�D�O���F�R�Q�V�H�T�X�H�Q�F�H�V�´���� �G�H�V�� �6�W�U�D�I�Y�H�U�I�D�K�U�H�Q�V���E�L�V�� �]�X�P�� �H�L�J�H�Q�W�O�L��
chen Strafvollzug. Dabei müsse schon die vorherige Schmerzzufügung, gerade 
durch die Polizei (Präzedenzfall Nasogaluak), ggf. strafmildernd berücksichtigt wer-
den. Ferner müssten auch die �² weit verstandenen �² Nebenfolgen der Strafe stärker 
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berücksichtigt werden, also danach gefragt werden, welche Auswirkungen diese auf 
das Strafleid haben. Schließlich müsse auch die (existierende oder fehlende) Hoff-
nung auf eine (vorzeitige) Entlassung (deren Zeitpunkt etwa von Aussetzungsent-
scheidungen abhänge) zur Bewertung der Strafhärte berücksichtigt werden.  

Berger übersieht nicht die Probleme eines solchen subjektivistisch-täterorien-
tierten Ansatzes, insbesondere mit Blick auf die unterschiedliche Leidensfähigkeit 
unterschiedlicher Täter (die dann evtl. zu Strafverschärfungen oder -milderungen 
führen müsste); er will ihnen vielmehr differenziert begegnen, insbesondere durch 
Orientierung am Ziel einer gerechteren und gleicheren Gesellschaft. Er sieht eine 
wichtige strukturelle Begrenzung dieses neuen Ansatzes letztlich in der Praxis des 
Strafvollzugs, der sich gerade nicht an individualisierter Verhältnismäßigkeit und 
persönlicher Straferfahrung orientiere. Er fordert eine Strafzumessungstheorie und 
-praxis, die der tatsächlichen Vollstreckung der verhängten Strafen eine größere Auf-
merksamkeit widme. 
 
Thomas Grosse-Wilde betont zunächst die Gemeinsamkeiten des deutschen und kana-
dischen Strafjustizsystems, etwa die in beiden Ländern verbeamteten (nicht gewähl-
ten) Staatsanwälte, die Existenz gesetzlicher (tatbestandlicher) Strafzumessungsvor-
gaben (§§ 46 ff. StGB, §§ 718 ff. Canadian Criminal Code) statt Strafzumessungs-
richtlinien und die ähnliche Punitivitätsrate (75 vs. 114 Inhaftierte pro 100.000 Ein-
wohner). Was die Rolle der Rechtsprechung angeht, so sieht Grosse-Wilde einerseits 
eine stärkere verfassungsrechtliche Kontrolle des kanadischen Supreme Court im 
Vergleich zum Bundesverfassungsgericht (insbesondere mit Blick auf gesetzliche 
Mindeststrafen), andererseits jedoch eine intensivere rechtsmittel-(revisions-)ge-
richtliche Kontrolle in Deutschland durch den BGH (etwa im Steuerstrafrecht). In-
soweit liefert Grosse-Wilde den interessanten Hinweis auf das rechtsmittelkontrol-
lintensivere englische Modell, dem sich auch der genannte ALI-Musterentwurf an-
geschlossen hat.  

Hinsichtlich des von Berger favorisierten Ansatzes der individualisierten Ver-
hältnismäßigkeit zeigt Grosse-Wilde �]�X�P�� �H�L�Q�H�Q���� �G�D�V�V�� �L�Q�� �'�H�X�W�V�F�K�O�D�Q�G�� �Å�.�R�O�O�D�W�H�U�D�O��
�V�F�K�l�G�H�Q�´���L�Q���)�R�U�P���Y�R�Q���3�R�O�L�]�H�L�J�H�Z�D�O�W���R�G�H�U���D�X�V�O�l�Q�G�H�U�U�H�F�K�W�O�L�F�K�H�Q���+�l�Uten in der Straf-
zumessung keine Berücksichtigung finden; zum anderen lehnt er die in diesem An-
satz liegende Bewertung des gesamten Lebens (im Sinne der hierzulande verpönten 
�Å�/�H�E�H�Q�V�I�•�K�U�X�Q�Js�V�F�K�X�O�G�´11�����D�E���X�Q�G���Y�H�U�W�H�L�G�L�J�W���G�D�V���7�D�W�V�F�K�X�O�G�S�U�L�Q�]�L�S�����Å�I�•�U���G�D�V���G�L�H���,�G�H�H 
eines frei verantwortlichen Akteurs, der auch anders hätte handeln können, zentral 
�L�V�W�´�����V�R�Z�Le die Trennung von Strafmaßfrage und Strafvollstreckung/ -vollzug. Sozi-
ale Probleme mit den Mitteln des Strafzumessungsrechts lösen zu wollen, hält er für 
�H�L�Q�H�Q���Å�.�D�W�H�J�R�U�L�H�Q�I�H�K�O�H�U�´�����G�H�Q�Q���G�L�H�V�H�V���N�R�P�P�H���Å�Y�L�H�O���]�X���V�S�l�W�����X�P���G�D�V��Problem einer 
���X�Q�J�H�U�H�F�K�W�H�Q���:�H�O�W�¶ ode�U���X�Q�J�H�U�H�F�K�W�H�Q���*�H�V�H�O�O�V�F�K�D�I�W���D�Q�]�X�J�H�K�H�Q���«�´���� 
 
 

 
11 Mezger, Kriminalpolitik, 1942, S. 2, 248 f. 
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Abschließend noch einige Worte des Dankes: zunächst an die Autoren, auch der 
hier dokumentierten Beiträge, und natürlich den Übersetzern der englischen in die 
deutsche Sprache (Eric Armbrecht, Yvonne Shah-Schlageter und Mathis Schwarze). 
Herrn Armbrecht gilt ferner ein besonderer Dank für die Unterstützung bei der 
Herausgabe, insbesondere der Erstellung des druckfertigen Manuskripts. Margaret 
�+�L�O�H�\�����I�D�V�W���V�F�K�R�Q���X�Q�V�H�U���Å�L�Q-�K�R�X�V�H���(�Q�J�O�L�V�K���H�G�L�W�R�U�´�����X�Q�W�H�U�V�W�•tzte mich bei der engli-
schen Fassung dieser Einführung und unterzog das gesamte Manuskript einer ab-
schließenden sprachlichen Überprüfung. Der Göttinger Verein zur Förderung der 
Strafrechtswissenschaft und Kriminologie sowie ihrer praktischen Anwendung e.V. 
hat auch dieses Werk ideell begleitet und finanziell unterstützt. 
 
Kai Ambos Göttingen, August 2020 
 



 

 

Introduction  

I.  
 
The question of proportionate sentencing is as old as the question of criminal liabil-
ity itself. A guilty verdict has never marked the end of criminal proceedings; the court 
then faces the equally challenging task of determining a punishment proportionate 
to the seriousness of the offence and the offender�·s culpability. Sentencing is by no 
means a mere appendage to the trial proceedings, although it is largely neglected in 
the curricula of our law schools. Indeed, the parties involved, the victim, and the 
public are normally more interested in the punishment imposed than in the estab-
�O�L�V�K�L�Q�J���W�K�H���G�H�I�H�Q�G�D�Q�W�·�V���J�X�L�O�W���� 
 
The criminal law section of the 72nd Deutscher Juristentag ���'�-�7�����´�*�H�U�P�D�Q���$�V�V�H�P�E�O�\��
�R�I���-�X�U�L�V�W�V�µ�����L�Q���6�H�S�W�H�P�E�H�U�������������G�H�E�D�W�H�G���W�K�H���T�X�H�V�W�L�R�Q���´�6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���*�X�L�G�H�O�L�Q�H�V���Y�V�����)�U�H�H��
Judicial Discretion �² �,�V���*�H�U�P�D�Q���6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���/�D�Z���L�Q���1�H�H�G���R�I���5�H�I�R�U�P�"�µ���'�H�V�S�L�W�H���W�K�H��
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expert opinion provided by Johannes Kaspar1 and the accompanying scholarly com-
mentaries,2 ensuing proposals for fundamental reform met with rejection.3 The com-
parative perspective was limited to the US Federal sentencing guidelines.4  
 
This overly narrow perspective and the all in all disappointing results of the DJT 
motivated us to make the topic of sentencing from a comparative legal perspective 
the subject of the thirteenth Göttingen criminological colloquium.5 Our primary aim 
was to draw a differentiated picture of Anglo-American sentencing law and, by trans-
lating the relevant articles into German, to make this information widely accessible 
in German-speaking jurisdictions, especially to German practitioners. A second ob-
jective was to make the German perspective (better) known within the Anglo-Amer-
ican legal world. Thus, the German contributions to the colloquium were translated 
�L�Q�W�R���(�Q�J�O�L�V�K�����D�Q�G���V�R�P�H���N�H�\���F�R�Q�W�U�L�E�X�W�L�R�Q�V���U�H�O�H�Y�D�Q�W���W�R���W�K�H���'�-�7�·�V���G�H�E�D�W�H��were made 
available in English for the first time. The result is this bilingual volume, with three 
parts: Part I, the most substantial section, includes articles on English and Welsh, 
US, and Canadian sentencing law, each with a commentary from a German perspec-
tive. Part II contains a supplementary conference report. Part III provides (selective) 
English documentation on th�H���'�-�7���G�L�V�F�X�V�V�L�R�Q�����D���V�X�P�P�D�U�\���R�I���.�D�V�S�D�U�·�V���U�H�S�R�U�W�����D�U�W�L��
cles by Kudlich/Koch and Verrel), which is aimed primarily at interested colleagues 
from the Anglo-American legal world.6 We decided to proceed with open access 
publication in order to achieve the widest possible dissemination of the works. 
 

II.  
 
Now a few comments on the contributions in Part I. 

 

 
1  Kaspar, Sentencing Guidelines vs. freies tatrichterliches Ermessen, 2018, p. C1; English summary 

in this volume p. 337. 
2  Fünfsinn, Referat, 2019, p. M11; Mosbacher, Referat, 2019, p. M23; Kilian, Referat, 2019, p. M43; 

further Grosse-Wilde, ZIS 2019, p. 130; Hörnle, GA 2019, p. 282; Hoven, KriPoZ 2018, p. 276 and 
Kudlich/Koch, NJW 2018, p. 2762; Verrel, JZ 2018, p. 811 (English translation in this volume p. 353 
and 365). 

3  The participants were against �.�D�V�S�D�U�·�V proposal to abandon the concept of �´�J�X�L�O�W�µ���D�V���W�K�H���P�D�L�Q���F�U�L��
terion determining sentencing and instead establish tabular sentencing guidelines. At least the in-
troduction of a central database of legal decisions and continuous statistics on recidivism and pro-
gress was approved, cf. Verhandlungen des 72. DJT vol. II/1 part M, 2019, p. M62. 

4  Critically also Ambos, Einheitlichere und transparentere Strafzumessung, 2021, who writes that re-
stricting the comparison to the US Federal Sentencing Guidelines in particular fails to recognise 
that there are other sentencing systems better suited to inspiring the debate in Germany. 

5  �´�6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���3�X�Q�L�V�K�P�H�Q�W���² �&�R�P�S�D�U�D�W�L�Y�H���,�Q�V�L�J�K�W�V�µ���������W�K���&�R�O�O�R�T�X�L�X�P���R�I���W�K�H���,�Q�V�W�L�W�X�W�H���R�I���&�U�L�P�L�Q�R�O��
ogy of the Georg August University Göttingen, 5 July 2019; conference report in this volume, 
p. 329). 

6  For earlier articles on German criminal law in English, see Albrecht, LCP 76 (2013), p. 211; Hörnle, 
LCP 76 (2013), p. 189; Frisch, CLF 28 (2017), p. 437; Harrendorf, CLF 28 (2017), p. 501; Nestler, 
BCLR 7 (2003), p. 109; Streng, GLJ 8 (2007), p. 153. 
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Julian V. Roberts and Nicola Padfield deal with sentencing in England and Wales. 
Sentencing guidelines form the core of English and Welsh sentencing law and prac-
tice.7 These guidelines are both offence-specific (e.g., assault offences) or apply 
across cases (e.g., sentencing reductions for a guilty plea; sentencing mentally disor-
dered offenders). After noting briefly the history of the development of the guide-
lines, the authors explain the structure and functioning of the offence-specific guide-
lines, using street robbery as a concrete example. The sentencing procedure is gen-
erally the same in structure for all guidelines, providing the courts with a fixed se-
quence of steps. The first step is to determine the seriousness of the crime and the 
�R�I�I�H�Q�G�H�U�·�V���O�H�Y�H�O���R�I���F�X�O�S�D�E�L�O�L�W�\�����2�Q�F�H���W�K�H�V�H���K�D�Y�H���E�H�H�Q���H�V�W�Dblished, the guidelines pro-
vide a starting point sentence and an offence range. These are located at Step Two 
of the guidelines methodology. The starting point sentence is then modified in steps 
two through nine, taking into account mitigating and aggravating circumstances as 
well as numerous other factors (e.g. possible cooperation with law enforcement au-
thorities or a guilty plea). Under English law, at sentencing, courts must follow any 
relevant guideline, unless the court is satisfied that �¶it would be contrary to the inter-
ests of justice to do so�·.8 The statutory compliance requirement means that courts 
can impose any sentence within the total sentence range prescribed by the relevant 
guideline. In the event that the court is satisfied that following the guideline would 
be contrary to the interests of justice, it may impose a sentence outside the guideline 
range. 

Roberts/Padfield also discuss guidelines applicable across offences that concern 
more general sentencing issues. For example, the regulation on the reduction of the 
�V�H�Q�W�H�Q�F�H���I�R�O�O�R�Z�L�Q�J���D���J�X�L�O�W�\���S�O�H�D�����´�5�H�G�X�F�W�L�R�Q���I�R�U���D���*�X�L�O�W�\���3�O�H�D�µ�����V�W�L�S�X�O�D�W�H�V���W�K�D�W���W�K�H��
sentence should be reduced by a certain amount, depending on the stage in the pro-
ceedings the plea was made. For example, if the defendant has entered a plea at the 
earliest stage of the proceedings a maximum reduction of one third should be made. 
Additional guidelines applicable across offences exist, including for the sentencing 
of multiple offences and of juveniles. If sentencing can be divided generally into 
more descriptive �² i.e. reflecting current practice �² or more prescriptive �² i.e. influencing 
practice �² systems, the English and Welsh system is primarily descriptive, as its 
guidelines are based on current sentencing practice.9 Roberts/Padfield emphasise 
transparency as a particularly positive feature of the system. If a defendant pleads 
guilty and the sentence is reduced accordingly on the basis of the applicable guide-
line, all interested parties including the defendant are able to see the effect of a plea 
on sentence outcomes.  

 

 
7  All the guidelines are available at: https://www.sentencingcouncil.org.uk/ <29.06.2020>. 
8  Coroners�· and Justice Act 2009, sec. 125(1). 
9  Roberts, Crime&Just 48 (2019), pp. 187�²254. 
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From a German perspective, Jörg-Martin Jehle first discusses fundamental differences 
between the German and the English and Welsh criminal law systems. These differ-
ences also influence sentencing. With regard to Germany, Jehle criticises the fact 
that vague guidelines often result in judges being guided by local sentencing cultures, 
leading to considerable regional differences in sentencing. Jehle is critical of the 
�'�-�7�·�V�� �F�R�Q�F�O�X�V�L�R�Q�V���� �S�D�U�W�L�F�X�O�D�U�O�\�� �L�W�V�� �U�H�M�H�F�W�L�R�Q�� �R�I�� �W�K�H�� �Hstablishment of a sentencing 
commission. At least the support for a nationwide information system on sentencing 
prac�W�L�F�H���D�Q�G���W�K�H���L�Q�W�U�R�G�X�F�W�L�R�Q���R�I���U�H�F�L�G�L�Y�L�V�P���V�W�D�W�L�V�W�L�F�V���S�U�R�Y�L�G�H�V���D���´�J�O�L�P�P�H�U���R�I���K�R�S�H�µ�� 

The English and Welsh sentencing guidelines compensate for the lack of differ-
entiation in the statutory definitions of offences, for example in the case of robbery, 
where § 250 of the German Criminal Code sets out a relatively differentiated defini-
tion of the offence. However, for the most part they define neither the (relative) 
weight attached to the individual circumstances of sentencing nor how these relate 
to each other; there are certainly no quantifiable requirements. Thus, English judges 
face similar difficulties to their German colleagues concerning the concrete determi-
�Q�D�W�L�R�Q���R�I���V�H�Q�W�H�Q�F�H�V�����L�Q���S�R�V�L�W�L�Y�H���W�H�U�P�V�����W�K�H�\���H�Q�M�R�\���D���V�L�P�L�O�D�U�O�\���E�U�R�D�G���G�L�V�F�U�H�W�L�R�Q���´�D�O�E�H�L�W��
within a range �R�I���S�H�Q�D�O�W�L�H�V���P�R�U�H���Q�D�U�U�R�Z�O�\���G�H�I�L�Q�H�G���E�\���S�U�R�S�R�U�W�L�R�Q�D�O�L�W�\���F�U�L�W�H�U�L�D�µ�����7�K�L�V��
orientation towards proportionality convinces Jehle, but he points out that the sys-
�W�H�P���L�V���W�K�X�V���X�Q�D�E�O�H���W�R���G�L�V�S�H�Q�V�H���Z�L�W�K���´�S�U�H�Y�H�Q�W�L�Y�H���H�O�H�P�H�Q�W�V�µ�����H���J�����D���F�R�Q�V�L�G�H�U�D�W�L�R�Q���R�I��
dangerousness that increases the sentence). He also considers the defined sentence 
reduction following a guilty plea to be of interest for the German debate on the 
mitigating effect of confessions and in the context of negotiated agreements. In the 
absence of a comprehensive empirical evaluation, however, it remains unclear 
�Z�K�H�W�K�H�U���W�K�H���(�Q�J�O�L�V�K���V�\�V�W�H�P���R�I���J�X�L�G�H�O�L�Q�H�V���D�F�W�X�D�O�O�\���O�H�D�G�V���´�W�R���J�U�H�D�W�H�U���F�R�Q�V�L�V�W�H�Q�F�\���D�Q�G��
parity�µ�� 
 
Rhys Hester shows the great diversity of US sentencing practice. He criticises its 
�K�L�J�K���S�X�Q�L�W�L�Y�L�W�\���D�Q�G���K�L�J�K���U�D�W�H���R�I���L�Q�F�D�U�F�H�U�D�W�L�R�Q�����V�W�D�W�L�Q�J���W�K�D�W���W�K�H���8�6�$���L�V���W�K�H���´�P�R�V�W���S�X��
�Q�L�W�L�Y�H���F�R�X�Q�W�U�\���L�Q���W�K�H���Z�R�U�O�G�µ�����%�H�F�D�X�V�H���R�I���W�K�H���8�6�$�·�V���I�H�G�H�U�D�O���V�W�U�X�F�W�X�U�H�����V�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���O�D�Z��
in principle is the responsibility of the individual states; only an extremely small num-
ber of all criminal proceedings are judged under federal law. Although the US Fed-
eral Sentencing Guidelines are very important, they should not be equated with US 
sentencing law in toto. The sentencing law of the individual US states is very different 
in structure �² only seventeen of the 50 states have sentencing guidelines at all, and 
all of these differ significantly. 

Hester explains the diversity of local legal cultur�H�V���E�\���Z�D�\���R�I���W�K�H���´�&�R�X�U�W���&�R�P��
�P�X�Q�L�W�L�H�V���7�K�H�R�U�\�µ�����$�F�F�R�U�G�L�Q�J���W�R��this theory, local politics and influences shape the 
�O�H�Y�H�O���R�I���S�H�Q�D�O�W�L�H�V���L�Q���D�Q���H�[�L�V�W�L�Q�J���´�F�R�P�P�X�Q�L�W�\���R�I���F�R�X�U�W�V�µ�����7�K�L�V���O�H�D�G�V���W�R���F�R�Q�V�L�G�H�U�D�E�O�H��
local and regional differences both in the level of penalties and in incarceration rates. 
Hester proves this by comparing the punishments imposed for burglary and robbery 
�L�Q���6�R�X�W�K���&�D�U�R�O�L�Q�D���D�Q�G���0�L�Q�Q�H�V�R�W�D�����7�K�H���8�6�$�·�V���U�D�W�H���R�I���L�Q�F�D�U�F�H�U�D�W�L�R�Q�����Z�K�L�F�K���L�V���X�Q�S�U�H�F��
edented in international comparison �² even the low rates in some states (e.g. Massa-
chusetts with 300 prisoners per 100,000 inhabitants) are still high by global standards 
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(see Figure 5 in Hester)10 �² has both social and cultural causes. Hester discusses 
different sociological explanations in this respect and considers Mi�F�K�D�H�O���7�R�Q�U�\�·�V���D�S��
proach to be the most convincing. According to Tonry, US criminal policy is char-
�D�F�W�H�U�L�V�H�G���E�\���I�R�X�U���I�H�D�W�X�U�H�V�����L�Q���V�K�R�U�W�����S�D�U�D�Q�R�L�G���S�R�O�L�W�L�F�V�����´�0�D�Q�L�F�K�D�H�D�Q���P�R�U�D�O�L�V�P�µ�����W�K�H��
constitutional framework, and racism). The validity of this approach with regard to 
racism is illustrated by the disproportionate application of criminal law against Afri-
can Americans; with regard to the constitutional framework, it is shown by the pop-
ular election of prosecutors and also (some) judges, leading to a politicization of the 
judiciary. Hester finally sees the ubiquitous pra�F�W�L�F�H���R�I���´�S�O�H�D���E�D�U�J�D�L�Q�L�Q�J�µ���D�V���D���F�R�P��
ponent whose influence with regard to incarceration rates has not yet been clarified 
conclusively, but which in any case forms part of American exceptionalism. As re-
gards the future, a number of developments, such as the �H�O�H�F�W�L�R�Q���R�I���´�S�U�R�J�U�H�V�V�L�Y�H�µ��
���O�L�E�H�U�D�O���� �S�U�R�V�H�F�X�W�R�U�V�� �D�Q�G�� �W�K�H�� �G�H�Y�H�O�R�S�P�H�Q�W�� �R�I�� �D�� �´�0�R�G�H�O�� �3�H�Q�D�O�� �&�R�G�H���� �6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J�µ��
(ALI) are encouraging. 
 
�'�H�V�S�L�W�H���U�H�V�H�U�Y�D�W�L�R�Q�V���D�E�R�X�W���+�H�V�W�H�U�·�V�� �´�S�X�Q�L�W�L�Y�L�W�\�� �W�K�H�R�U�\�µ����Tatjana Hörnle agrees that 
the level of punitivity in the USA is high, as shown, among other things, by the 
German prison rate (75 prisoners per 100,000 inhabitants as of 31 March 2018) as 
compared to the US (655 per 100,000 inhabitants as of 31 December 2016). How-
ever, �W�K�H�� �´�F�R�P�S�O�L�F�D�W�H�G�� �L�Q�W�H�U�D�F�W�L�R�Q�� �E�H�W�Z�H�H�Q�� �F�U�L�P�H�� �U�D�W�H�V�� �D�Q�G�� �L�P�S�U�L�V�R�Q�P�H�Q�W�� �U�D�W�H�V�µ��
needs to be taken into account. It is true that crime rates in the USA are much higher 
than in Germany, which of course also has an effect in terms of higher imprisonment 
rates in the USA. However, this correlation is not linear-proportional (higher incar-
ceration rates in the US in line with the crime rate). Rather, more offenders are im-
prisoned in the US in relative terms (i.e., relative to the crime rate). Moreover, the 
higher crime rate in the USA shows that harsher sentences (including the death pen-
alty) and harsh enforcement does not guarantee more effective deterrence and less 
crime.  

Hörnle further warns against adopting a results-oriented perspective that looks 
only at prison rates, because from a normative point of view higher prison rates are 
�´�Q�R�W���Q�H�F�H�V�V�D�U�L�O�\���U�H�D�V�R�Q���I�R�U���F�U�L�W�L�F�L�V�P�µ���L�I���W�K�H�U�H���D�U�H���I�D�F�W�X�D�O���J�U�R�X�Q�G�V���I�R�U���W�K�L�V�����H���J�����D���E�H�W�W�H�U��
equipped and more efficient criminal justice system with simultaneously high crime 
rates). From the perspective of justice, the length of sentences and the resulting high 
number of prisoners give more cause for concern. The effect of increasing social 
fragmentation combined with high immigration rates on the development of crime 
and the sentencing of offenders in Germany remains unclear. The question is 
whether the barely regulated judicial decision-making process could adapt to such 
societal changes �² the wide range of penalties would at least not rule this out from 
�W�K�H���R�X�W�V�H�W�����+�|�U�Q�O�H�·�V���R�E�V�H�U�Y�D�W�L�R�Q�V concerning the professionalism of appointed, un-
elected j�X�G�J�H�V���D�U�H���F�R�Q�Y�L�Q�F�L�Q�J�����+�H�U���F�U�L�W�L�F�L�V�P���E�R�W�K���R�I���*�H�U�P�D�Q���V�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���D�V���D���´�E�O�D�F�N��

 
10  For the prison population, see Walmsley, World Prison Population List, 2018. 
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�E�R�[�µ���D�Q�G���R�I���W�K�H���'�-�7���G�L�V�F�X�V�V�L�R�Q�����H�V�S�H�F�L�D�O�O�\���L�W�V���I�R�F�X�V���R�Q���W�K�H���8�6���I�H�G�H�U�D�O���J�X�L�G�H�O�L�Q�H�V����
likewise hits the mark. 
 
Benjamin L. Berger discusses the Canadian case, providing a detailed description of 
sentencing practice in Canada, with particular attention to the historical and contem-
porary approach to sentencing guidance. He begins by pointing out that the Federal 
Parliament failed to implement a proposal to introduce sentencing guidelines, even 
though a report to this effect by a national sentencing commission had met with 
significant approval. However, a 1996 reform codified, for the first time, the pur-
poses and principles of sentencing, albeit without putting these new principles into 
perspective or prioritising them amongst themselves. It provided a rough orientation 
�E�\���V�W�D�Q�G�D�U�G�L�V�L�Q�J���W�K�H���S�X�U�S�R�V�H���R�I���S�H�Q�D�O�W�L�H�V�����Z�L�W�K���W�K�H���D�L�P���R�I���H�Q�V�X�U�L�Q�J���´�M�X�V�W���V�D�Q�F�W�L�R�Q�V�µ����
and introducing the principle of proportionality (with the seriousness of the offence 
and the degree of responsibility as reference points). As a result, judges have consid-
erable discretionary powers that the appellate instance is able to review only to a very 
limited extent. Furthermore, the intended reduction of prison sentences failed to 
materialise, and the incarceration rates of members of Indigenous population groups 
in particular have risen to a worryingly high level since then.  

In addition to these general purposes and principles of punishment, the Cana-
dian Criminal Code provides sentencing guidance by way of maximum sentences 
and a historically small number of mandatory minimum sentences. The number of 
mandatory minimum sentences expanded significantly during a period in which a 
�&�R�Q�V�H�U�Y�D�W�L�Y�H���J�R�Y�H�U�Q�P�H�Q�W���S�X�U�V�X�H�G���´�W�R�X�J�K-on-�F�U�L�P�H�µ���S�R�O�L�F�L�H�V. However, following 
various landmark decisions of the Supreme Court, many of these mandatory mini-
mum sentences were declared unconstitutional because they violated the ban on 
cruel and unusual punishment. 

Berger argues that, as a result of this history, these systemic features, and various 
jurisprudential developments, a new basic principle has emerged as central to Cana-
�G�L�D�Q���V�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���O�D�Z�����Z�K�L�F�K���K�H���F�D�O�O�V���´individualized proportionality�µ�����7�K�L�V���J�R�H�V���Eeyond 
the traditional principle of proportionality in that it involves giving priority to an 
�´�L�Q�G�L�Y�L�G�X�D�O�L�]�H�G���J�D�X�J�L�Q�J���R�I���W�K�H���F�L�U�F�X�P�V�W�D�Q�F�H�V���R�I���W�K�H���R�I�I�H�Q�G�H�U���D�Q�G���W�K�H�L�U���H�[�S�H�U�L�H�Q�F�H���R�I��
�V�X�I�I�H�U�L�Q�J�µ�����W�K�D�W���L�V�����W�K�H���U�H�D�O���H�P�R�W�L�R�Q�D�O���H�[�S�H�U�L�H�Q�F�H���R�I���S�X�Q�L�V�K�P�H�Q�W�����7�K�L�V���D�S�S�U�R�D�Fh is 
characterised by a qualitative (not merely �T�X�D�Q�W�L�W�D�W�L�Y�H�����D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W���R�I���W�K�H���R�I�I�H�Q�G�H�U�·�V��
�H�[�S�H�U�L�H�Q�F�H���R�I���S�X�Q�L�V�K�P�H�Q�W�����D�Q���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W���W�K�D�W���D�L�P�V���´�W�R���E�H���L�Q�W�L�P�D�W�H�����X�S���F�O�R�V�H�����D�Q�G��
�D�W�W�H�Q�W�L�Y�H�� �W�R�� �W�K�H�� �H�[�S�H�U�L�H�Q�F�H���R�I�� �V�X�I�I�H�U�L�Q�J�µ���� �7�K�H�� �F�R�U�H���R�I�� �W�K�L�V�� �D�S�S�U�R�D�F�K�� �F�R�Q�V�L�V�W�V�� �R�I�� �D��
kind of overall evaluation of the accused person�·�V���´�V�X�I�I�H�U�L�Q�J�V�µ�����I�U�R�P���K�L�V���R�U���K�H�U���W�U�H�D�W��
�P�H�Q�W���E�\���W�K�H���S�R�O�L�F�H���W�R���W�K�H���´�F�R�O�O�D�W�H�U�D�O���F�R�Q�V�H�T�X�H�Q�F�H�V�µ���R�I���W�K�H���F�U�L�P�L�Q�D�O���S�U�R�F�H�V�V���D�Q�G���W�K�H��
actual enforcement of the sentence. Any previous infliction of pain, especially by the 
police (precedential case Nasogaluak), must be taken into account to mitigate the 
sentence. Furthermore, the �² broadly understood �² �´�F�R�O�O�D�W�H�U�D�O���F�R�Q�V�H�T�X�H�Q�F�H�V�µ���R�I���W�K�H��
punishment should also be considered to a greater extent, that is, the impact they 
have on the suffering caused by the punishment. Finally, the (existing or lacking) 
hope for (early) release (the timing of which depends, for example, on decisions on 



Introduction 29 
 

 

suspended sentences) must also be taken into consideration when assessing the se-
verity of the punishment.  

Berger does not overlook the problems of this subjectivist, agent-focused ap-
proach, especially with regard to the different degrees of suffering experienced by 
different perpetrators (which might then have to lead to increased or mitigated pun-
ishments); rather, he seeks to deal with these problems in a nuanced way, especially 
by focusing on the goal of a more just and equal society. Berger concludes by noting 
that a significant structural limit on this emergent principle ultimately lies in the prac-
tice of the penal system, which is not guided by the principles of individualised pro-
portionality and the personal experience of punishment. With this, he calls for sen-
tencing theory and practice alike to pay more attention to the administration of pun-
ishments.  
 
Thomas Grosse-Wilde begins his commentary by emphasising the features that the Ger-
man and Canadian criminal justice systems have in common, such as (unelected) 
public prosecutors who are civil servants in both countries, the existence of statutory 
(definition-based) sentencing rules (§§ 46 ff. StGB, §§ 718 ff. Canadian Criminal 
Code) instead of sentencing guidelines, and a similar punitivity rate (75 vs. 114 pris-
oners per 100,000 inhabitants). As far as the role of case law is concerned, Grosse-
Wilde on the one hand sees the Canadian Supreme Court as exercising stronger con-
stitutional control than the German Federal Constitutional Court (especially with 
regard to statutory minimum penalties), but on the other hand also notes that Ger-
�P�D�Q�\�·�V���)�H�G�H�U�D�O���6upreme Court exercises greater judicial control via appeals (Revision) 
(for example in the criminal law on tax offences). In this respect, Grosse-Wilde pro-
vides an interesting reference to the English model, which makes more intensive use 
of appeals, and to which the aforementioned draft model ALI has also subscribed.  

With regard to the individualised proportionality approach favoured by Berger, 
Grosse-�:�L�O�G�H���R�Q���W�K�H���R�Q�H���K�D�Q�G���V�K�R�Z�V���W�K�D�W���L�Q���*�H�U�P�D�Q�\�����´�F�R�O�O�D�W�H�U�D�O���G�D�P�D�J�H�µ���L�Q���W�K�H��
form of police violence or hardship under aliens law is not taken into account in 
�V�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J�����2�Q���W�K�H���R�W�K�H�U���K�D�Q�G�����K�H���U�H�M�H�F�W�V���W�K�H���D�V�V�H�V�V�P�H�Q�W���R�I���W�K�H���G�H�I�H�Q�G�D�Q�W�·�V���O�L�I�H���D�V���D��
�Z�K�R�O�H�� �L�Q�K�H�U�H�Q�W�� �L�Q�� �W�K�L�V�� �D�S�S�U�R�D�F�K�� ���L�Q�� �W�K�H�� �V�H�Q�V�H�� �R�I�� �D�� �I�R�F�X�V�� �R�Q�� �´�/�H�E�H�Q�V�I�•�K�U�X�Qgs-
�V�F�K�X�O�G�µ���� �W�K�H�� �E�O�D�P�H�Z�R�U�W�K�L�Q�H�V�V�� �R�I�� �W�K�H�� �S�H�U�S�H�W�U�D�W�R�U�·�V�� �O�L�I�H�V�W�\�O�H���� �D�Q�� �D�S�S�U�R�D�F�K�� �V�W�U�R�Q�J�O�\��
frowned upon in Germany11�������,�Q�V�W�H�D�G�����K�H���G�H�I�H�Q�G�V���W�K�H���´�7�D�W�V�F�K�X�O�G�µ���S�U�L�Q�F�L�S�O�H�����Z�K�L�F�K��
�I�R�F�X�V�H�V���R�Q���W�K�H���E�O�D�P�H�Z�R�U�W�K�L�Q�H�V�V���R�I���W�K�H���D�F�W���L�W�V�H�O�I�����´�Z�K�L�F�K���D�W���L�W�V���F�R�U�H���K�D�V���W�K�H���L�G�H�D���R�I���D��
free, responsible agent who could have acted otherwi�V�H�µ�������D�Q�G���D�U�J�X�H�V���L�Q���I�D�Y�R�X�U���R�I��
separating the question of the severity of the penalty from the execution of the pun-
ishment. He considers trying to solve social problems using the means of sentencing 
�O�D�Z���W�R���E�H���D���´�F�D�W�H�J�R�U�\���P�L�V�W�D�N�H�µ�����E�H�F�D�X�V�H���W�K�L�V���O�D�Z���F�R�P�H�V���´�P�Xch too late to tackle the 
problems of an unjus�W���Z�R�U�O�G���R�U���V�R�F�L�H�W�\�µ���� 
 
 

 
11  Mezger, Kriminalpolitik, 1942, p. 2, 248�²249. 
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Strafzumessung in England und Wales 

Julian V. Roberts und Nicola Padfield* 

1 Einleitung  
Die englische1 Strafzumessung hat innerhalb der letzten 20 Jahre einen tiefgreifen-
den Wandel vollzogen. Das folgende Kapitel beleuchtet den gegenwärtigen Stand 
der Strafzumessung in England und Wales und hebt dabei die Merkmale hervor, die 
sie von der Strafzumessungspraxis in anderen Common-Law-Rechtsordnungen unter-
scheidet. Die bedeutendste Entwicklung und gleichzeitig Englands Alleinstellungs-
merkmal ist die Einführung gesetzlich verankerter Strafzumessungsrichtlinien (sen-
tencing guidelines). Im Folgenden werden Ursprung und Wesen der englischen Guide-
lines in ihrer derzeit geltenden Form erörtert. Dabei wird zunächst der historische 
Kontext beschrieben, in dem die Weiterentwicklung des englischen Sanktionen-
rechts stattgefunden hat. Im zweiten Teil erfolgt eine Einführung in die englischen 
Strafzumessungsrichtlinien, wobei mit der Guideline zur Sanktionierung von Raub-
delikten eine typische deliktsspezifische Richtlinie als Beispiel herausgegriffen wird. 
Anschließend werden auch die vom Sentencing Council erlassenen deliktsübergreifen-
den Guidelines erörtert. Der Council hat beispielsweise eine Richtlinie mit Empfeh-
lungen über die Höhe der für ein Schuldgeständnis zu gewährenden Strafmilderung 
�K�H�U�D�X�V�J�H�J�H�E�H�Q�����'�L�H�V�H���Å�D�O�O�J�H�P�H�L�Q�H�Q�´���5�L�F�K�W�O�L�Q�L�H�Q���V�L�Q�G���H�L�Q�]�L�J�D�U�W�L�J���X�Q�G���K�D�E�H�Q���L�Q���N�H�L��
nem anderen Guidelines-System ein Äquivalent. Das Kapitel schließt mit einigen 
Überlegungen zur Transparenz in der Strafzumessung. 

 
*  Übersetzung aus dem Englischen von Mathis Schwarze. 
1  �Å�(�Q�J�O�L�V�F�K�´���E�]�Z�����Å�(�Q�J�O�D�Q�G�´���E�H�]�L�H�K�W���V�Lch im Folgenden stets auf die Rechtsordnung von England 

und Wales. 
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2 Die Ursprünge des richterlichen Ermessens 
Spätestens seit dem 19. Jahrhundert ist das richterliche Ermessen Kernbestandteil 
der Strafzumessung. Mit dem Jahr 1861 war bereits der Großteil des Strafrechts in 
eine konsolidierte Form gebracht worden und die richterliche Entscheidungsgewalt 
�•�E�H�U���G�L�H���6�W�U�D�I�]�X�P�H�V�V�X�Q�J���Z�X�U�G�H���Å�G�L�H���5�H�J�H�O�´.2 Der Grundsatz, dass das Strafmaß im 
Ermessen der Richter bzw. Magistraten liegt und lediglich durch ein vom Gesetzge-
ber festzulegendes Höchstmaß begrenzt wird, war weithin anerkannt. Aber schon 
damals sorgte man sich um die Gleichmäßigkeit der Strafzumessung. Die Strafzu-
messung war Aufgabe einer geringen Zahl von Berufsrichtern im Court of Assizes und 
einer größeren Zahl von Laienrichtern bei den sogenannten County Quarter Sessions. 
Die verschiedenen Richter und Strafkammern entwickelten dabei unterschiedliche 
Strafzumessungspraktiken.3 1907 beschloss das Parlament die Gründung des Court 
of Criminal Appeal, der mit der Befugnis ausgestattet wurde, die im Court of Assizes 
und den Quarter Sessions verhängten Strafmaße nach oben und unten zu korrigieren. 

�����������Z�X�U�G�H���G�D�V���*�H�U�L�F�K�W���X�P�E�H�Q�D�Q�Q�W���L�Q���ÅCourt of Appeal (Criminal Division)�  ́und 
�V�H�L�Q�H���.�R�P�S�H�W�H�Q�]�H�Q���Z�X�U�G�H�Q���L�Q���H�L�Q�H�U���5�H�L�K�H���Y�R�Q���Å�5�H�I�R�U�P�H�Q�´�� �X�P�J�H�V�W�D�O�W�H�W�����,�P�� �:�H��
sentlichen ist das Gericht heute befugt, Strafmaße herabzusetzen, �Z�H�Q�Q���G�L�H�V�H���Å�R�I��
�I�H�Q�V�L�F�K�W�O�L�F�K���•�E�H�U�K�|�K�W�´����manifestly excessive�����R�G�H�U���Å�V�D�F�K�O�L�F�K���I�H�K�O�H�U�K�D�I�W�´����wrong in princi-
ple�����V�L�Q�G�����X�Q�G���V�R�O�F�K�H���D�Q�]�X�K�H�E�H�Q�����G�L�H���V�L�F�K���D�O�V���Å�X�Q�D�Q�J�H�P�H�V�V�H�Q���P�L�O�G�H�´����unduly lenient) 
darstellen. In den 1960er-Jahren zeigten diese Kompetenzen deutliche Wirkung, als 
immer mehr Verurteilte ihr Strafmaß anfochten. Zeitgleich entwickelte sich das 
Strafzumessungsrecht zu einer ernstzunehmenden Forschungsdisziplin und Straf-
verteidiger begannen, Entscheidungen des Court of Appeal in ihren Plädoyers vor dem 
Crown Court und sogar in den magistrates�· courts zu zitieren. Der Court of Appeal begann, 
sogenannte guideline judgements abzusetzen, mit denen er sowohl zu sachlichen als 
auch prozessualen Aspekten der Strafzumessung Stellung bezog, und wissenschaft-
liche Anmerkungen zu bestimmten Strafmaßentscheidungen wurden in der Jus-
tizpraxis und während Fortbildungsveranstaltungen hitzig diskutiert. 

Zwar hat sich Strafzumessungspraxis im 20. Jahrhundert stark gewandelt, das 
Konzept des richterlichen Ermessens blieb aber weitgehend erhalten. Die Gerichts-
struktur wurde im Zuge des Courts Act 1971 fundamental neugestaltet, der Court of 
Assizes und die Quarter Sessions wurden abgeschafft. An ihre Stelle traten der Crown 
Court mit einer Zuständigkeit für schwere Straftaten, besetzt mit einer Jury für die 
Klärung der Schuldfrage und einem Einzelrichter für die Strafzumessung, und die 
�P�D�J�L�V�W�U�D�W�H�V�·�� �F�R�X�U�W�V, in denen mit Laienrichtern besetzte Kammern oder gelegentlich 
auch ein einzelner Berufsrichter über den weit größeren Teil der sogenannten sum-
marischen Vergehen entscheiden. Die Unterscheidung zwischen Verbrechen (felo-
nies) und Vergehen (misdemeanors) wurde ersetzt durch eine Differenzierung danach, 

 
2  Thomas, Judicial discretion, 2003, S. 52. 
3  Radzinowicz, History of the English Criminal Law, 1948; Thomas, Judicial discretion, 2003.  
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ob eine Straftat vor dem Crown Court auf Grundlage einer formellen Anklage ver-
handelt werden muss (indictable offences), sowohl im Crown Court als auch einem magis-
�W�U�D�W�H�V�·���F�R�X�U�W verhandelt werden darf (offences triable either way), oder stets vor einem mag-
�L�V�W�U�D�W�H�V�·���F�R�X�U�W abgeurteilt wird (summary offences). Die Strafzumessung war schon immer 
ein selbstständiger Teil des Verfahrens, der erst nach der Entscheidung über die 
Schuldfrage Bedeutung erlangt. Die Strafzumessung kann als der Verfahrensab-
schnitt beschrieben werden, in dem der Richter bzw. die Magistratenkammer die 
Strafe stellvertretend für den Staat vermittelt. Dabei handelt es sich üblicherweise 
um einen ernsten Moment, der oft von einer bedeutsamen Ansprache oder einem 
moralischen Appell an den Täter begleitet wird. Berufsrichter, mehr noch als Laien-
richter, betrachten es seit jeher als ihre Aufgabe, die verhängte Strafe in der öffent-
lichen Gerichtsverhandlung mit Blick auf potentiell einzulegende Rechtsmittel für 
den Court of Appeal, aber auch für die Medien und die Opfer der Straftat zu begrün-
den, obwohl eine gesetzliche Verpflichtung zur Darstellung der Strafzumessungs-
gründe erst 2003 eingeführt wurde. 

Die sanktionenrechtliche Gesetzgebung des 20. Jahrhunderts führte verschie-
dene Alternativen zur Freiheitsstrafe ein und erweiterte damit das richterliche Er-
messen. Laut David Thomas, einem Pionier der Strafzumessungsforschung, nahm das 
moderne Sanktionenrecht seinen Anfang im Criminal Justice Act 1948.4 In diesem 
Gesetz wurde das gesamte Sanktionenrecht �² mit Ausnahme der Strafobergrenzen �² 
in 30 Paragraphen und zwei kurzen Anhängen niedergeschrieben. Seitdem wurde 
eine Vielzahl weiterer sanktionsrechtlicher Gesetze erlassen, was die Aufgabe des 
Strafzumessungsrichters immer komplexer und technischer machte. Das Parlament 
erließ immer detailliertere Regelungen zur Behandlung spezifischer Fallgestaltungen, 
was der Praxis erhebliche Schwierigkeiten bereitete. Zu den im 20. Jahrhundert ein-
geführten Sanktionsmöglichkeiten gehören unter anderem: die Strafaussetzung zur 
Bewährung unter Auflagen (probation), die Inhaftierung in einem detention centre, die 
Unterbringung in einer Erziehungsanstalt (Borstal training) oder einem assessment centre, 
�G�L�H���7�H�L�O�Q�D�K�P�H���D�Q���H�L�Q�H�P���Å�N�R�U�U�H�N�W�L�Y�H�P���7�U�D�L�Q�L�Q�J�´����corrective training), Präventivhaft (pre-
ventive detention), die Strafaussetzung zur Bewährung ohne Auflagen (suspended sentence 
�² diese Sanktionsform wurde 1967 eingeführt, 1991 beinahe abgeschafft, und seit 
2003 wird zu ihrer Anwendung wieder ausdrücklich ermutigt), gemeinnützige Arbeit 
(community service orders), Jugendarrest (youth custody), und die Sicherheitsverwahrung 
(extended sentences). In den letzten 50 Jahren gab es mindestens elf verschiedene For-
men der lebenslangen Freiheitsstrafe bzw. der Freiheitsstrafe von unbestimmter 
Dauer (indeterminate sentence), und die Gefängnisbehörden sowie das Parole Board sind 
komplexen Vorschriften über die vorzeitige Haftentlassung unterworfen.5  

Ziel des Criminal Justice Act 1991, der von einer konservativen Regierung erlassen 
wurde, war die Schaffung eines übersichtlicheren Rahmens für die Strafzumessung, 
der im Wesentlichen auf dem Prinzip des tatproportionalen Strafens beruhte: Das 

 
4  Thomas, Judicial discretion, 2003. 
5  Siehe Padfield, CLRev 2016, S. 795. 
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Strafmaß sollte proportional zur Schwere der Straftat ausgestaltet sein. Vorstrafen 
und frühere Verurteilungen spielten für die Bewertung der Tatschwere keine Rolle. 
Das Gesetz führte außerdem ein Tagessatzsystem ein, wobei die �P�D�J�L�V�W�U�D�W�H�V�·���F�R�X�U�W�V��die 
Anzahl der Tagessätze wiederum an der Schwere der Tat und deren Höhe nach den 
persönlichen Umständen des Verurteilten auszurichten hatten.  

Der Criminal Justice Act 1991 wurde bereits kurze Zeit nach seinem Inkrafttreten 
heftig kritisiert, insbesondere von der Justiz und der Presse. Selbst der Lord Chief 
Justice erklärte öffentlich, dass Teile des Gesetzes gesundem Menschenverstand wi-
dersprächen.6 Mit dem Criminal Justice Act 1993 wurden wiederum zahlreiche Ände-
rungen vorgenommen (das Tagessatzsystem wurde wieder abgeschafft und Richtern 
war es nunmehr erlaubt, bei der Bewertung der Tatschwere weitere Straftaten zu 
berücksichtigen und auch die Anzahl der Vorstrafen durfte bei der Festsetzung der 
Strafe wieder miteinbezogen werden). Im Anschluss wurde mit dem Criminal Justice 
and Public Order Act 1994 die langjährige Justizpraxis im Gesetz verankert, eine Straf-
maßreduktion für ein Schuldgeständnis (guilty plea) zu gewähren. Dabei handelt es 
sich um einen wichtigen Aspekt des Strafzumessungsrechts, denn ein guilty plea kann 
erhebliche Strafnachlässe nach sich ziehen �² oftmals wird das Strafmaß um ein Drit-
tel herabgesetzt, wenn das Geständnis zum frühestmöglichen Zeitpunkt erfolgt.  

Den Richtern wurde aber nach wie vor ein breiter Ermessensspielraum zuteil. 
Es existierte keine gesetzliche Definition der Tatschwere, weshalb Richter frei ent-
�V�F�K�H�L�G�H�Q���N�R�Q�Q�W�H�Q�����Z�D�Q�Q���H�L�Q�H���6�W�U�D�I�W�D�W���V�R���V�F�K�Z�H�U���Z�L�H�J�W�����Å�G�D�V�V���O�H�G�L�J�O�L�F�K���H�L�Q�H���)�U�H�L�K�H�L�W�V��
�V�W�U�D�I�H���D�Q�J�H�P�H�V�V�H�Q���L�V�W�´�����%�Ls heute bleibt unklar, ab welcher Tatschwere eine unbe-
dingte Fre�L�K�H�L�W�V�V�W�U�D�I�H�� �D�Q�J�H�P�H�V�V�H�Q�� �L�V�W�� ���Åcustody threshold�´����7 Das Sanktionenrecht 
wurde durch die in den 1990er-Jahren fast jährlich ums neue verabschiedeten Crim-
inal Justice Acts immer komplexer, außerdem wurden mehrere verbindliche Strafun-
tergrenzen eingeführt. Einen schweren Rückschlag erlitt das Konzept des richterli-
chen Ermessens dann mit dem Crime (Sentences) Act 1997, mit welchem absolute le-
benslange Freiheitsstrafen für Personen eingeführt wurden, die zum zweiten Mal 
�Z�H�J�H�Q���H�L�Q�H�U���L�Q���G�L�H�V�H�P���*�H�V�H�W�]���D�O�V���Å�V�F�K�Z�H�U�´���G�H�I�L�Q�L�H�U�W�H�Q���6�W�U�D�I�W�D�W���Y�H�U�X�U�W�H�L�O�W���Z�X�U�G�H�Q�����(�V��
sah außerdem eine Mindeststrafe von sieben Jahren für Straftäter vor, die zum drit-
ten Mal wegen eines Class-A-Drogendelikts verurteilt wurden, und eine Strafunter-
grenze von drei Jahren für die dritte Verurteilung wegen Wohnungseinbruchsdieb-
stahls.  

Auf die Verabschiedung dieses Gesetzes folgten bald die Parlamentswahlen, mit 
denen im Jahr 1997 New Labour, Tony Blairs Labour-Partei, an die Regierung kam. 
Sie setzte die harte Linie ihrer Vorgänger in der Kriminalpolitik mit einer Reihe von 
Gesetzesnovellen fort, im hiesigen Zusammenhang sind insbesondere der Crime and 
Disorder Act 1998 und der Criminal Justice Act 2003 zu nennen. Der Crime and Disorder 
Act 1998 war das erste von mehreren Gesetzen, mittels derer erhebliche Änderungen 
an dem komplexen System der Jugendstrafen vorgenommen wurde, und mit dem 

 
6  Taylor, JLawScot 38 (1993), S. 129.  
7  Siehe Padfield, CLRev 2011, S. 593.  
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Criminal Justice Act 2003 wurde ein im Vergleich zum Criminal Justice Act 1991 von 
Grund auf neugestaltetes Regime für die Strafzumessung eingeführt. Es wurden 
neue, komplizierte �9�R�U�V�F�K�U�L�I�W�H�Q���I�•�U���G�L�H���D�Q���Å�J�H�I�l�K�U�O�L�F�K�H�´���6�W�U�D�I�W�l�W�H�U���D�G�U�H�V�V�L�H�U�W�H�Q���6�W�U�D��
fen von unbestimmter Dauer (Imprisonment for Public Protection) erlassen und das bis-
herige System der Bewährungsstrafen wurde abgeschafft und durch eine einzelne 
Form der Bewährungsstrafe, die community order, ersetzt, welche mit bis zu elf unter-
schiedlichen Auflagen und Weisungen versehen werden kann. Auch die Zahl der 
Nebenstrafen (ancillary penalties) ist deutlich angewachsen: hierzu gehören Maßnah-
men mit Sanktionscharakter genauso wie Präventions- und Sicherungsanordnungen 
wie die Aberkennung der Amtsfähigkeit, das Berufsverbot, verschiedene Sperrver-
fügungen, Maßnahmen zum Schutz vor sexueller Gewalt, Reisebeschränkungen und 
Einziehungs- bzw. Verfallanordnungen.  

Die Law Commission, deren gesetzliche Aufgabe es ist, das Gesetzesrecht im Hin-
blick auf seine systematische Weiterentwicklung und Reform zu überwachen,8 hat 
dem Parlament kürzlich den Entwurf eines sehr umfangreichen Sanktionengesetzes 
vorgelegt, der 416 Paragraphen und 28 Anhänge umfasst.9 Dabei hat sich die Law 
Commission allerdings nicht mit der großen Bandbreite an Nebenstrafen auseinander-
gesetzt, deren Anwendung in der Justizpraxis oftmals genauso große Schwierigkei-
ten bereitet wie die Festsetzung der Hauptstrafen. Zum Zeitpunkt der Fertigstellung 
dieses Kapitels ist unklar, ob Boris Johnsons konservative Regierung diesen Ver-
such, das Sanktionenrecht in einem einheitlichen Gesetz zu konsolidieren, gesetzlich 
umsetzen wi�U�G�����R�G�H�U���R�E���L�K�U���)�R�N�X�V���D�X�I���H�L�Q�H���V�W�U�H�Q�J�H���ÅLaw-and-order� -́Politik anstelle 
von Konsolidierung vielmehr weitere Gesetzesänderungen bewirken wird. 

Der dramatische Anstieg der relevanten Gesetzesmaterie hält den Court of Appeal 
im Hinblick auf die Auslegung der in den komplexen Gesetzesvorschriften enthal-
tenen Begriffe stets auf Trab. Im Zuge des Crime and Disorder Act 1998 wurde ein 
Sentencing Advisory Panel gegründet, um die Entwicklung von Leitlinien durch die 
Criminal Division des Court of Appeal anzuregen und zu unterstützen. Das Panel hatte 
lediglich eine beratende Funktion. Die Balance zwischen Gesetzgebung und höchst-
richterlicher Rechtsprechung bzw. Rechtsfortbildung hat sich allerdings mit der Ein-
führung des ersten Sentencing Guidelines Council im Zuge des Criminal Justice Act 2003 
verschoben, und anschließend erneut durch die Einführung des Sentencing Council, 
welcher dieses Organ 2010 aufgrund des Coroners and Criminal Justice Act 2009 er-
setzte. 2004 wurde die erste Strafzumessungsrichtlinie veröffentlicht, seitdem wur-
den sie ständig erweitert und weiterentwickelt. 

 
8  Siehe sec. 3(1) des Law Commission Act 1965. 
9  Law Commission, The Sentencing Code. Law Com No 382, HC 1724, 2018. 
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2.1 Die Einführung der Strafzumessungsrichtlinien 
Viele Jahrzehnte lang waren Sentencing Guidelines lediglich in den US-amerikani-
schen Bundesstaaten und auf Bundesebene vorzufinden. Das Konzept der Guide-
lines nahm seinen Anfang in den 1970ern, das erste Instrument dieser Art trat 1979 
in Minnesota in Kraft. Andere amerikanische Bundesstaaten folgten diesem Beispiel 
und verpflichten ihre Gerichte ebenfalls, Richtlinien bei der Strafzumessung zu be-
rücksichtigen.10 Inzwischen haben jedoch auch andere Länder Sentencing Guide-
lines eingeführt.11 Unter allen existierenden Richtlinienregimes ist das englische12 das 
umfangreichste. Die englischen Guidelines werden seit einer Generation ständig 
weiterentwickelt und umfassen mittlerweile fast alle allgemeinen Straftatbestände. 
Sie stellen eine Alternative für Rechtsordnungen dar, die ihren Gerichten eine Ori-
entierungshilfe zur Verfügung stellen möchten, die sich von den in vielen US-ame-
rikanischen Bundesstaaten verwendeten Strafzumessungstabellen unterscheidet. 

Die Ursprünge des Sentencing Council von England und Wales sowie die Entwick-
lung seiner Richtlinien ist bereits im Rahmen früherer Beiträge dokumentiert wor-
den.13 Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der von 2004 bis 2010 aktive Sentenc-
ing Guidelines Council ca. 20 deliktsübergreifende und deliktsspezifische Richtlinien 
veröffentlicht hat. Der Sentencing Council hat ihn 2010 abgelöst und ein Jahr später 
seine erste Richtlinie herausgegeben.14 Seit 2010 hat er weitere ungefähr 20 delikts-
spezifische Richtlinien entwickelt �² die meisten Hauptstraftatbestände sind nunmehr 
abgedeckt. Darüber hinaus hat der Council einige deliktsübergreifende Richtlinien 
herausgegeben, die auf bestimmte zentrale Fragen der Strafzumessung eingehen. In 
diesem Beitrag werden beide Arten von Guidelines erörtert. Der Effekt der Guide-
lines auf die Gleichmäßigkeit der Strafzumessung kann im Folgenden nicht evaluiert 
werden. Zu dieser Frage existieren bisher keine hinreichenden Forschungsdaten, die 
sichere Schlüsse auf Veränderungen seit Einführung der Guidelines zuließen.15 

 
10  Siehe den Beitrag von Hester, in diesem Band, S. 101. 
11  Hierzu gehören Äthiopien, Südkorea, Mazedonien, Bahrain, Schottland und Kenia. 
12  Auch Schottland, eine selbstständige Rechtsordnung innerhalb des Vereinigten Königreichs, ver-

fügt über einen Sentencing Council, der ebenfalls begonnen hat, Richtlinien für die schottischen Ge-
richte zu entwerfen, siehe https://www.scottishsentencingcouncil.org.uk/ <10.02.2020>. 

13  Siehe Roberts/Ashworth, The Evolution of Sentencing Policy and Practice, 2016, S. 307; und Ash-
worth/Roberts, Sentencing Guidelines, 2013; Ashworth, Sentencing and Criminal Justice, 2015.  

14  Sentencing Council of England and Wales, Assault. Definitive Guideline, 2011. 
15  Der Sentencing Council hat die Auswirkungen der Guidelines auf die Strafmaßvarianz bisher nicht 

erforscht. Es ist zu früh, belastbare Schlüsse zu dieser Frage zu ziehen. Die wenigen Studien, die 
bereits vorliegen, legen aber leichte Verbesserungen nahe. Eine Untersuchung von Pina-Sanchez 
(Defining and Measuring Consistency, 2015, S. 87) kam zu dem Ergebnis, dass sich die Gleichmä-
ßigkeit der Strafzumessung über alle untersuchten Deliktsbereiche hinweg verbessert habe, seit die 
neue Guideline in Kraft trat. Irwin-Rogers und Perry (Exploring the Impact of Sentencing Factors, 
2015, S. 210) untersuchten die Guideline zum Delikt burglary und fanden gewichtige Anhaltspunkte 
dafür, dass die von den Gerichten ausgesprochenen Sanktionen im Einklang mit der relevanten 
Richtlinie stehen. 
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3 Die deliktsspezifischen Richtlinien 
Zunächst einige allgemeine Bemerkungen zu den Guidelines. Die bekannten US-
amerikanischen Richtlinien sind durch eine zweidimensionale Tabellenstruktur ge-
kennzeichnet, wobei die Tatschwere einerseits und die Vorstrafen des Täters ande-
rerseits als Dimensionen fungieren. Jede Zelle der Tabelle beinhaltet einen Strafrah-
men und ein in dessen Mitte liegendes Strafmaß. Der Umgang mit der Richtlinie ist 
relativ simpel: Mit dem Schuldspruch steht das Ausmaß der Tatschwere und die An-
zahl der Vorstrafen des Täters fest. Sogar ein Angeklagter, der ein guilty plea eingehen 
möchte, kann den für ihn einschlägigen Strafrahmen einer der Tabellen auf der 
Website der Minnesota Sentencing Guidelines Commission entnehmen.16  

So liegt in Minnesota etwa der Strafrahmen für einen Täter eines Wohnungsein-
bruchs (residential burglary) mit einem Vorstrafen-Score von vier17 bei einer Freiheits-
strafe von 33 bis 45 Monaten. Die Einfachheit, mit der eine Strafe ausgerechnet 
werden kann, hat allerdings auch Nachteile. Angeklagte können zu der Auffassung 
gelangen, dem Akt der Strafzumessung fehle der notwendige Grad an Individuali-
sierung, wenn der Strafrahmen schon lange vor Beginn der Strafzumessungsanhö-
rung bekannt ist. Mit anderen Worten: der einzige Punkt, über den sich die Parteien 
in der Phase der Strafzumessung streiten könnten, ist, wo innerhalb des Strafrah-
mens der Angeklagte einzuordnen ist, oder ob das Gericht den vorgegebenen Straf-
rahmen gänzlich verlassen soll. Solche Abweichungen von dem in der Guideline 
vorgegebenen Strafrahmen sind im System von Minnesota erlaubt, aber nur, sofern 
das Gericht gewichtige und überzeugende Gründe (substantial and compelling circum-
stances) dafür geltend machen kann. Die Regelungen in England und Wales unter-
scheiden sich hiervon grundlegend. Es gibt drei zentrale Unterschiede zwischen den 
US-amerikanischen Tabellen-Guidelines und den englischen Strafzumessungsricht-
linien. Erstens decken die US-Guidelines alle Delikte innerhalb einer oder höchstens 
ein paar wenigen Strafzumessungstabellen ab. Die Strafzumessung erfolgt daher für 
alle Delikte auf der Grundlage einer allgemeinen, zweidimensionalen Tabelle. Die 
Vorgehensweise ist hierbei immer die gleiche. In England und Wales existiert hinge-
gen für jede Deliktskategorie eine separate Richtlinie.  

Zweitens hat sich der englische Council, anders als die Kommission in Minnesota, 
dazu entschlossen, die Guidelines nach und nach zu entwickeln und veröffentlichen. 
�(�Q�W�V�S�U�H�F�K�H�Q�G���J�D�E���H�V���N�H�L�Q�H�Q���Å�%�L�J-�%�D�Q�J�´-Moment, in dem die Sanktionierung aller 
Delikte plötzlich einer Guideline unterworfen wurde. Dieser schrittweise Ansatz 
bringt sowohl Vorteile als auch Herausforderungen mit sich. Sentencing Guidelines 
können schneller umgesetzt werden, wenn alle Delikte von einer einzelnen Tabelle 

 
16  Obwohl die Kommission ursprünglich mit einer einzelnen Tabelle arbeitete, existieren mittlerweile 

drei verschiedene Tabellen: eine für die meisten allgemeinen Delikte, eine für Drogendelikte und 
eine dritte für Sexualstraftaten. Siehe https://mn.gov/sentencing-guidelines/ <10.02.2020> und 
Hester, in diesem Band, S. 101. 

17  Jedem Straftäter wird ein Vorstrafen-Score zugeordnet, welcher auf der Grundlage von Anzahl, 
Art und Alter aller zurückliegenden Verbrechen und Vergehen berechnet wird, siehe Frase, 
Crime&Just 48 (2019), S. 79; und Frase/Roberts, Paying for the Past, 2019. 
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erfasst werden oder wenn alle deliktsspezifischen Guidelines zur gleichen Zeit her-
ausgegeben werden. Das Entwerfen einer separaten Richtlinie für jede Deliktskate-
gorie mit jeweils unterschiedlichen Empfehlungen zu Strafhöhe, Startpunkten für 
die Strafzumessung sowie strafschärfenden und strafmildernden Faktoren ist sehr 
viel zeitaufwändiger. Der englische Council hätte sich auch mehrere Jahre Zeit neh-
men können, um alle deliktsspezifischen Guidelines in Vorbereitung auf eine gesam-
melte Veröffentlichung zu entwickeln. Stattdessen wählte er zentrale, besonders pra-
xisrelevante Deliktsbereiche aus und gab die zugehörigen Guidelines nach und nach 
heraus.  

Drittens basieren die englischen Guidelines auf einem schrittweisen Entschei-
dungsprozess �² im Unterschied zum Modell in Minnesota, welches es den Gerichten 
ermöglicht, durch Anwendung der Tabelle auf einen Blick zu einem Strafrahmen 
und einer Strafzumessungsempfehlung zu gelangen. Die Guidelines führen die Ge-
richte durch einen bis zu neun Schritte umfassenden Prozess, bei dem jeder einzelne 
Schritt eine Entscheidung erfordert.18 In England und Wales angeklagte Personen 
profitieren nicht vom gleichen Maß an Vorhersehbarkeit der Strafzumessung wie in 
Minnesota, da zahlreiche Ermessensentscheidungen getroffen werden müssen, be-
vor das Endergebnis feststeht. Andererseits haben Strafverteidiger vor den engli-
schen Gerichten die Möglichkeit, durch ihre Argumentation auf eine Reihe von Ent-
scheidungen Einfluss zu nehmen, und englischen Angeklagten wird vergleichsweise 
viel eher der Eindruck vermittelt, dass die Strafzumessung auf der Grundlage einer 
individuellen Berücksichtigung ihres Falls erfolgt.  

In einem stark ermessensorientierten Regime ohne Guidelines müssen Gerichte 
eine Vielzahl an Faktoren und Umständen berücksichtigen, die mit der Tat, dem 
Täter und anderen nach den gesetzlich festgelegten Strafzwecken relevanten Erwä-
gungen zusammenhängen. Der in Australien praktizierte Ansatz ist hierfür typisch. 
�'�L�H���G�R�U�W�L�J�H�Q���*�H�U�L�F�K�W�H���J�U�H�L�I�H�Q���D�X�I���H�L�Q���.�R�Q�]�H�S�W���]�X�U�•�F�N�����G�D�V���D�O�V���Å�L�Q�V�W�L�Q�N�W�L�Y�H���6�\�Q�W�K�H�V�H�´��
aller relevanten Faktoren beschrieben wird. Der in England praktizierte schrittweise 
Ansatz hat neben der Vereinfachung der Komplexitäten der Strafzumessung noch 
weitere Vorteile. Er gewährleistet eine Struktur, in der bestimmten Faktoren mehr 
Gewicht zukommt als anderen. Die Strafzumessungsfaktoren sind nicht gleichwer-
tig: je nach gesetzlicher und theoretischer Ausrichtung eines Sanktionensystems sind 
manche von zentraler Bedeutung und andere eher nebensächlich. Unter einem vor-
wiegend dem Prinzip der Tatproportionalität verschriebenen System kommen dem 
durch die Tat verursachten Schaden (harm) und der Vorwerfbarkeit (culpability) grö-
ßeres Gewicht zu als ggf. aus anderen Gründen strafzumessungsrelevanten Fakto-
ren, die keinen Bezug zur Tatproportionalität aufweisen. Besonders wichtig und 
zentral für die Bemessung des Schadens der Tat ist das Ausmaß der Verletzung, die 
dem Opfer zugefügt wurde. Genauso ist es für die Bewertung der Vorwerfbarkeit 

 
18  Dieser Ansatz ähnelt einer medizinischen Diagnose, bei der ein Arzt eine Reihe von auf Beobach-

tungen basierende Entscheidungen trifft und damit von einer vorläufigen zu einer finalen Diagnose 
fortschreitet.  
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entscheidend, ob die Straftat Ausfluss ausgiebiger Planung und Überlegung war, o-
der ob sie aus einem Affekt heraus begangen wurde. 

Im Gegensatz dazu spielen �E�H�V�W�L�P�P�W�H���)�D�N�W�R�U�H�Q���Z�L�H���Å�G�H�U���7�l�W�H�U���L�V�W���V�R�U�J�H�E�H�U�H�F�K��
�W�L�J�W�´���R�G�H�U���Å�G�H�U���7�l�W�H�U���K�D�W���5�H�X�H���]�X�P���$�X�V�G�U�X�F�N���J�H�E�U�D�F�K�W�´���H�L�Q�H���Z�H�Q�L�J�H�U���J�U�R�‰�H���R�G�H�U���J�D�U��
keine Rolle für die Kategorien des Schadens und der Vorwerfbarkeit. Entsprechend 
sollte ihnen in einer proportionalitätsorientierten Strafzumessungsgleichung weniger 
Gewicht zukommen. In dieser Hinsicht bieten die englischen Guidelines eine Ori-
entierungshilfe, indem sie die wichtigsten Strafzumessungsfaktoren dem ersten 
Schritt zuordnen, wo ihnen mehr Gewicht zukommt, und die weniger wichtigen 
Faktoren den späteren Schritten des Prozesses, wo sie weniger Einfluss auf das End-
ergebnis haben.19 Die im ersten Schritt zu berücksichtigenden Faktoren entscheiden 
darüber, welche der drei Strafzumessungskategorien einschlägig ist, und die im zwei-
ten Schritt zu bewertenden Kriterien beeinflussen die Strafhöhe innerhalb des im 
ersten Schritt für anwendbar erklärten Strafrahmens. Dieser Zweischritt soll die Pro-
portionalität der Strafzumessung erhöhen.20  

Zur Verdeutlichung des Unterschieds zwischen den Schritten 1 und 2 kann das 
Beispiel des professionell geplanten Raubüberfalls auf ein Geschäft (professionally 
planned commercial robbery) dienen. Wenn das Gericht innerhalb von Schritt 1 entschei-
det, dass der Schaden der Tat groß ist und die Vorwerfbarkeit entsprechend der 
Beschreibung in der Guideline schwer wiegt, fällt der Fall in die Kategorie 1 A mit 
einem Strafrahmen von 12 bis 20 Jahren Freiheitsstrafe. Auf der anderen Seite des 
Spektrums (geringere Vorwerfbarkeit, geringster Schaden) liegt der Strafrahmen bei 
18 Monaten bis vier Jahren. Die im ersten Schritt zu berücksichtigenden Kriterien, 
die für die Bemessung von Schaden und Vorwerfbarkeit herangezogen werden, ha-
ben also große Bedeutung für das letztlich verhängte Strafmaß.  

3.1 Die Strafzumessungsrichtlinie für Straßenraub (street robbery) 
Die englischen Guidelines beinhalten zwei übergeordnete Dimensionen, den Scha-
den und die Vorwerfbarkeit der Tat, als Grundbestandteile einer proportionalen 
Sanktion. Die Richtlinie des Sentencing Council für Raubstraftaten soll im Folgenden 

 
19  Die Entscheidung, welche Faktoren vorrangig und welche zweitrangig sind, ist natürlich alles an-

dere als eindeutig und es gibt notwendigerweise Meinungsverschiedenheiten darüber, wo be-
stimmte Faktoren zu verorten sind. Der ehemalige Sentencing Guidelines Council hat die Gerichte z.B. 
dazu angehalten, �G�L�H���Å�*�H�I�l�K�U�O�L�F�K�N�H�L�W�´���H�L�Q�H�V���6�W�U�D�I�W�l�W�H�U�V���V�F�K�R�Q���]�X���%�H�J�L�Q�Q���G�H�V���(�Q�W�V�F�K�H�L�G�X�Q�J�V�S�U�R�]�H�V��
ses zu berücksichtigen, der Sentencing Council hat diese Frage nach hinten verlagert (sie ist nunmehr 
in Schritt 5 der Guidelines zu klären). 

20  Es gibt freilich keine Garantie dafür, dass die Gerichte den neun Schritte umfassenden Prozess der 
Guideline gewissenhaft befolgen. So können sie etwa die in Schritt 2 abgefragten Kriterien bereits 
bei der Entscheidung über die Kategorien des Schadens und der Vorwerfbarkeit einfließen lassen. 
Gleichwohl gibt es keine Hinweise darauf, dass Angehörige der Richterschaft die Richtlinien sys-
tematisch unangewendet lassen würden. 
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der Illustration für die generelle Herangehensweise der englischen Guidelines die-
nen. Obwohl sich die deliktsspezifischen Guidelines je nach Wesen der Straftat et-
was unterscheiden, teilen sie einen gemeinsamen Ansatz.21 

Die Guideline für street robbery beinhaltet neun separate Schritte, die die Gerichte 
befolgen müssen. Im Anhang A ist ein Auszug dieser Richtlinie abgedruckt, aus dem 
die Kategorien des ersten Schritts und die Faktoren, die der Entscheidung über die 
einschlägige Kategorie zugrunde liegen, entnommen werden können. Schritt 1 ist 
der wichtigste von allen neun Schritten der Guideline, da er die Grenzen des Straf-
rahmens bestimmt, den das Gericht beim Durchschreiten der weiteren Abschnitte 
zugrundelegt. Das Gericht ordnet den Fall im ersten Schritt einem von drei Schwe-
regraden und den Angeklagten einem von drei Schuldstufen (hoch, mittel, geringer) 
zu. Dieser entscheidende erste Schritt in der Verfahrensweise der Guidelines zielt 
auf die Förderung der Gleichmäßigkeit der Strafzumessung ab, indem er die Ge-
richte dazu anhält, bei der Bewertung von Schaden und Vorwerfbarkeit stets die 
gleichen Kriterien zu berücksichtigen. Die in Schritt 1 zu berücksichtigende Liste 
von Strafzumessungsfaktoren ist abschließend, andere Faktoren dürfen erst ab 
Schritt 2 in Betracht gezogen werden. Ohne die Liste dieser Schlüsselkriterien wür-
den die einzelnen Richter zur Bestimmung von Schaden und Vorwerfbarkeit auf ihre 
eigene Intuition zurückgreifen, was mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer größeren 
Strafmaßvarianz führen würde.  

Nachdem das Gericht anhand der aufgelisteten Strafzumessungskriterien fest-
gelegt hat, welche der drei Kategorien im Hinblick auf Schaden und Vorwerfbarkeit 
jeweils einschlägig ist, fährt es mit Schritt 2 fort. In diesem Abschnitt ist für jede 
Kategorie eine Tabelle mit Anfangspunkten für die Strafzumessung und ein Straf-
rahmen abgebildet. Wenn ein Gericht beispielsweise entscheidet, dass eine Straftat 
von mittlerer Schwere ist (Kategorie 2) und von einem Straftäter der geringsten 
Schuldstufe begangen wurde, kann der Richtlinie ein Anfangspunkt von zwei Jahren 
Freiheitsstrafe und ein Strafrahmen von einem bis zu vier Jahren Freiheitsstrafe ent-
nommen werden. Das Gericht beginnt beim Anfangspunkt und bewegt sich dann 
innerhalb des Strafrahmens der einschlägigen Kategorie unter Berücksichtigung ei-
ner nicht abschließenden Liste von strafmildernden und strafschärfenden Faktoren (so-
wie ggf. weiterer Faktoren, die von den (Staats-)Anwälten vorgeschlagen werden). 
Dieser Schritt mündet in ein vorläufiges Strafmaßergebnis. 

Im Anschluss durchläuft das Gericht einige weitere Schritte. In Schritt 3 setzt es 
die Strafhöhe unter Berücksichtigung einer etwaigen Kooperation mit Polizei oder 
Staatsanwaltschaft herab, während in Schritt 4 ein weiterer Strafrabatt für ein Schuld-
geständnis des Angeklagten gewährt werden kann. Weil diese beiden Aspekte (Ko-
operation und Schuldgeständnis) nichts mit den Kategorien des Schadens und der 
Vorwerfbarkeit zu tun haben, werden sie in der Methodik der Guideline in einem 

 
21  Alle englischen Guidelines können abgerufen werden unter: 

https://www.sentencingcouncil.org.uk/ <10.02.2020>; für eine Besprechung siehe Roberts, 
Crime&Just 48 (2019), S. 187. 
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separaten Schritt berücksichtigt. Geht man etwa davon aus, dass das vorläufige Straf-
maß drei Jahre Freiheitsstrafe beträgt, wird dieses durch das Gericht in der Regel um 
ein Drittel herabgesetzt, wenn der Angeklagte die Tat während des ersten Gerichts-
termins gestanden hat. Der Strafnachlass von einem Drittel ergibt sich aus einer wei-
teren Richtlinie, die Bestimmungen zur Strafmaßrelevanz eines guilty pleas trifft. Sie 
wird weiter unten besprochen.  

In Schritt 5 werden die Gerichte zur Prüfung angehalten, ob besondere Vor-
schriften für gefährliche Straftäter anwendbar sind,22 �Z�l�K�U�H�Q�G���L�Q���6�F�K�U�L�W�W�������G�D�V���Å�7�R��
�W�D�O�L�W�l�W�V�S�U�L�Q�]�L�S�´����principle of totality) zur Anwendung kommt, falls der Täter für meh-
rere Straftaten verurteilt wurde. Die Guideline weist die Gerichte an, bei der Sankti-
onierung mehrerer Straftaten eine separate Richtlinie zu konsultieren �² sie wird 
ebenfalls weiter unten diskutiert. Im Schritt 7 muss das Gericht erwägen, ob es eine 
Entschädigungsanordnung (compensation order) oder andere Nebenanordnungen trifft. 
In Schritt 8 wird der Richter daran erinnert, dass seine Strafzumessungserwägungen 
offengelegt und die Konsequenzen des Urteils dem Verurteilten in deutlicher Spra-
che erklärt werden müssen. Als letzter, neunter Schritt dieser Guideline hat das Ge-
richt vom Strafmaß die bereits in Untersuchungshaft verbüßte Zeit abzuziehen.23 

3.2 Befolgungspflicht 
Nachdem Wesen und Ansatz der englischen Guidelines beschrieben wurden, ist nun 
zu klären, inwieweit die Gerichte zu ihrer Befolgung verpflichtet sind. In Minnesota 
müssen gewichtige und überzeugende Gründe (substantial and compelling circumstances) 
für eine Abweichung von den Guidelines geltend gemacht werden. Im Vergleich 
dazu kommt den Gerichten unter den englischen Guidelines ein weiterer Ermes-
sensspielraum zu. In England lautet die in sec. 125(1) des Coroners and Justice Act 2009 
gesetzlich normierte Befolgungspflicht wie folgt:  

 
22  Wird ein Täter, der wegen eines Gewalt- �R�G�H�U���6�H�[�X�D�O�G�H�O�L�N�W�V���Y�H�U�X�U�W�H�L�O�W���Z�X�U�G�H�����D�O�V���Å�J�H�I�l�K�U�O�L�F�K�´���H�L�Q��

gestuft, kann gegen ihn eine unbestimmte Freiheitsstrafe (indeterminate sentence) verhängt oder die 
Sicherheitsverwahrung (extended sentence) angeordnet werden. Die relevante Gesetzgebung ist seit 
Einführung eines neuen Regimes für gefährliche Straftäter mit dem Criminal Justice Act 2003 un-
übersichtlich und kompliziert in der Anwendung. Das Regime unterlag erheblichen Änderungen, 
insbesondere durch den Coroners and Justice Act 2008, den Criminal Justice and Immigration Act 2008, 
den Legal Aid, Sentencing and Punishment of Offenders Act 2012 und den Criminal Justice and Courts Act 
2015. 

23  Dieses Erfordernis wurde mit dem Criminal Justice Act 2003 eingeführt, aber mit dem Legal Aid, 
Sentencing and Punishment of Offenders Act 2012 wieder abgeschafft. Nunmehr ist die (vor Verurteilung 
und vor Festsetzung der Strafe) in Untersuchungshaft verbrachte Dauer behördlich, d.h. von den 
Justizvollzugsanstalten bei der Festlegung des Entlassungsdatums zu berücksichtigen. In der Straf-
zumessung hat der Richter allerdings nach wie vor den Strafnachlass zu berechnen, der für den auf 
Kaution ausgesetzten Vollzug der Untersuchungshaft unter elektronischer Überwachung gewährt 
wird: normalerweise wird ein halber Tag für jeden unter elektronischer Überwachung verbrachten 
Tag gutgeschrieben (siehe hierzu die komplexen Abschnitte 108 und 109 des Legal Aid, Sentencing 
and Punishment of Offenders Act 2012). 
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(1) Jedes Gericht 
(a) muss bei der Strafzumessung alle Strafzumessungsrichtlinien befolgen, die 

für den Fall des Verurteilten relevant sind, und 
(b) muss bei der Ausübung jeder anderen Funktion im Zusammenhang mit 

der Strafzumessung alle Strafzumessungsrichtlinien befolgen, die für die 
Ausübung dieser Funktion relevant sind, 

außer das Gericht ist überzeugt, dass dies den Interessen der Gerechtigkeit zuwider-
laufen würde.24 

 
Diese Formulierung legt ein relativ restriktives Regime nahe. Eine nachfolgende 
Norm stellt allerdings klar, dass sich die Befolgungspflicht darauf bezieht, dass ein 
Strafmaß innerhalb des Strafrahmens der gesamten deliktsspezifischen Richtlinie, 
nicht lediglich de�V�M�H�Q�L�J�H�Q���H�L�Q�H�U���H�L�Q�]�H�O�Q�H�Q���.�D�W�H�J�R�U�L�H���I�H�V�W�J�H�V�H�W�]�W���Z�H�U�G�H�Q���V�R�O�O�����Å�'�L�H�V�H��
Vorschrift verpflichtet das Gericht nicht, eine Strafe festzusetzen, die innerhalb des 
Strafrahmens einer bestimmten Kategorie �O�L�H�J�W���´25 Wenn ein Gericht etwa im obigen 
Beispiel eines Straßenraubs innerhalb des ersten Schritts der Guideline entscheidet, 
dass der Fall im Hinblick auf Schaden und Vorwerfbarkeit in die jeweils mittlere 
Stufe einzuordnen ist, hat es auf diese Weise einen Strafrahmen für diese Tatschwere-
kategorie ermittelt, der bei drei bis sechs Jahren Freiheitsstrafe liegt. 

Um seiner gesetzlichen Befolgungspflicht nachzukommen, muss das Gericht al-
lerdings lediglich eine Strafe innerhalb des kategorieübergreifenden, deliktsspezifischen 
Strafrahmens verhängen, der wesentlich weiter gefasst ist. Beim Straßenraub ist etwa 
die mildestmögliche Sanktion eine Bewährungsstrafe mit strengen Auflagen und die 
schärfste Sanktion eine Freiheitsstrafe von 12 Jahren. Mit einem so weiten Spielraum 
dürften Sanktionen, die außerhalb des Strafrahmens liegen, äußerst selten verhängt 
werden. Letztlich ist den englischen Gerichten aber, wie auch in Minnesota, eine 
Abweichung selbst �Y�R�Q���G�L�H�V�H�P���Z�H�L�W�H�Q���6�W�U�D�I�U�D�K�P�H�Q���J�H�V�W�D�W�W�H�W�����Z�H�Q�Q���H�V���Å�G�H�Q���,�Q�Weres-
�V�H�Q���G�H�U���*�H�U�H�F�K�W�L�J�N�H�L�W���Z�L�G�H�U�V�S�U�l�F�K�H�´�����H�L�Q�H���6�W�U�D�I�H���L�Q�Q�H�U�K�D�O�E���G�H�V��Guideline-Strafrah-
mens festzusetzen. Als Konsequenz verfügen die Gerichte über ein weites Ermessen 
innerhalb der Guidelines und über die Möglichkeit, im Interesse der Gerechtigkeit 
eine außerhalb der Guidelines liegende Strafe zu verhängen. 

Es lässt sich festhalten, dass die Gerichte unter dem englischen Richtlinienre-
gime in dreierlei Hinsicht Ermessen ausüben können. Erstens kann ein Gericht, ob-
wohl Schritt 1 der Guidelines die Zuordnung des Falls zu einer Deliktskategorie und 
das Fortfahren innerhalb des zu dieser Kategorie gehörenden Strafrahmens vorsieht, 

 
24  �Å(1) Every court �³  

���D�����P�X�V�W�����L�Q���V�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���D�Q���R�I�I�H�Q�G�H�U�����I�R�O�O�R�Z���D�Q�\���V�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���J�X�L�G�H�O�L�Q�H�V���Z�K�L�F�K���D�U�H���U�H�O�H�Y�D�Q�W���W�R���W�K�H���R�I�I�H�Q�G�H�U�·�V���F�D�V�H�����D�Q�G 
(b) must, in exercising any other function relating to the sentencing of offenders, follow any sentencing guidelines which 
are relevant to the exercise of that function,  
unless the court is satisfied that it would be contrary to the interests of justice to do so.� .́ 

25  �Å�>�«�@��nothing in this section imposes on the court a separate duty �>�«�@��to impose a sentence which is within the 
category range���´���² sec. 125(3)(b) des Coroners and Justice Act 2009.  
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gemäß den Anweisungen der Guideline von diesem Kategorie-Strafrahmen abwei-
chen, wenn dies vor dem Hintergrund des Vorliegens einer großen Zahl einschlägi-
ger strafmildernder oder strafschärfender Faktoren angezeigt ist. Zweitens muss ein 
Gericht, wenn es bei einem vorläufigen Strafmaß angelangt ist, nicht innerhalb des 
gewählten Kategorie-Strafrahmens verbleiben, sondern darf den gesamten Guide-
line-�6�W�U�D�I�U�D�K�P�H�Q���D�X�V�V�F�K�|�S�I�H�Q�����'�U�L�W�W�H�Q�V���N�D�Q�Q���G�D�V���*�H�U�L�F�K�W���Å�L�P���,�Qteresse der Gerech-
�W�L�J�N�H�L�W�´���J�l�Q�]�O�L�F�K��aus den Strafrahmenempfehlungen der Guideline ausbrechen.26  

Der Einfluss der Guidelines beschränkt sich nicht auf die Gerichte, sie zielen 
auch darauf ab, die Eingaben der (Staats-)Anwälte zu verbessern. Dies gilt in beson-
derem Maße für England und Wales. Der Beitrag der Anklage (prosecution) be-
schränkte sich historisch auf die Hervorhebung zentraler strafschärfender Faktoren 
(sie stellte insbesondere sicher, dass dem Gericht eine aktuelle Liste der Vorstrafen 
vorliegt). Konkrete Strafmaßempfehlungen gab sie allerdings nicht ab, weil dies für 
die Aufgabe des Gerichts gehalten wurde.27 Da Strafverteidiger (barristers und solici-
tors) in der Regel ausdrücklich eine Strafmaßempfehlung abgeben, handelt es sich bei 
der diesbezüglichen Zurückhaltung der Anklage um eine für ein adversatorisches 
Verfahrensmodell ungewöhnliche Asymmetrie. Nachdem das Gericht über das 
ganze Verfahren hinweg bilaterale und kontradiktorische Eingaben der Parteien er-
halten hat, wird ihm in einem Schlüsselmoment des Verfahrens �² der Strafzumes-
sung �² eine Einlassung des Staates vorenthalten. Die Guidelines haben zu einer Än-
derung dieser Situation geführt. Zwar gibt die Anklage nach wie vor keine konkrete 
Strafmaßempfehlung ab, aber �² unter Heranziehung der in den Guidelines aufgelis-
teten Kriterien �² eine Empfehlung darüber, in welche Kategorie ein Fall im Hinblick 
auf Schaden und Vorwerfbarkeit einzuordnen ist. Im Ergebnis profitieren die Ge-
richte von besser ausbalancierten und zielgerichteteren Eingaben der Parteien bei 
der Strafzumessung. 

4 Deliktsübergreifende Guidelines 
Eine Anleitung der Gerichte ist nicht nur im Hinblick auf Strafart und -höhe erfor-
derlich. Die Empfehlungen der Minnesota Sentencing Guidelines Commission sind in ei-
nem Strafzumessungshandbuch und den drei Strafzumessungstabellen enthalten. 
Eine darüberhinausgehende Anleitung veröffentlicht die Kommission nicht �² dies 
entspricht der üblichen Praxis anderer US-amerikanischer Guidelines-Systeme. Im 

 
26  Die Flexibilität der Guidelines wurde vom Vorsitzenden des Sentencing Council in der Anhörung vor 

�H�L�Q�H�P���S�D�U�O�D�P�H�Q�W�D�U�L�V�F�K�H�Q���.�R�P�L�W�H�H���Z�L�H���I�R�O�J�W���E�H�V�F�K�U�L�H�E�H�Q���� �Å�'�L�H���5�L�F�K�W�O�L�Q�L�H���V�F�K�D�I�I�W���H�Lnen Rahmen, 
innerhalb dessen das richterliche Ermessen vollständig bewahrt wi�U�G���´�����ÅThe guideline creates an ap-
proach and within that approach judicial discretion is entirely preserved.�´���² House of Commons Justice Committee, 
2011, S. 12). Die Aussage mag überspitzt sein, es lässt sich aber jedenfalls feststellen, dass engli-
schen Richtern ein größerer Entscheidungsspielraum zukommt als ihren Kollegen in Minnesota.  

27  Diese Zurückhaltung bei der Vertretung der Anklage ließ sich in anderen Common-Law-Rechtsord-
nungen nicht wiederfinden. So haben US-amerikanische Staatsanwälte, die meistens gewählt und 
nicht ernannt werden, schon immer in besonders selbstbewusster Weise Strafmaßempfehlungen 
abgegeben. 
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besten Fall werden einige allgemeine Grundsatzerklärungen zu bestimmten Frage-
stellungen veröffentlicht. Bei der Strafzumessung spielen jedoch eine ganze Reihe 
weiterer Fragen eine Rolle, bei deren Beantwortung die Gerichte der Anleitung be-
dürfen. Der englische Sentencing Council hat sich �² anders als die US-amerikanischen 
Kommissionen �² dieser Herausforderung gestellt, wenn auch nicht zu jedermanns 
Zufriedenheit28. Zusätzlich zu den deliktsspezifischen Richtlinien gibt der englische 
Council allgemeine, deliktsübergreifende Guidelines heraus. Die �² jedenfalls im Hin-
blick auf Anzahl der betroffenen Fälle und ihre Auswirkungen auf die Strafzumes-
sungspraxis �² wichtigste dieser allgemeinen Richtlinien hat den für ein Schuldge-
ständnis zu gewährenden Strafrabatt zum Gegenstand. 

4.1 Strafnachlass für ein guilty plea 
Genauso wie in anderen Common-Law-Rechtsordnungen kommt Angeklagten in 
England und Wales, die sich schuldig bekennen (guilty plea), eine Strafmilderung zu-
gute, mit der die Strafhöhe gegenüber derjenigen herabgesetzt wird, die ansonsten 
nach Durchführung der Hauptverhandlung und Verurteilung des Angeklagten fest-
gesetzt worden wäre. In den meisten anderen Ländern werden die Höhe des Straf-
nachlasses und die zu berücksichtigenden Kriterien durch die Rechtsprechung ge-
formt. In der Konsequenz bleibt der Strafrabatt für Nicht-Juristen undurchschaubar, 
und auch Juristen fällt es oft schwer, genaue Angaben über die zu erwartende Straf-
milderung zu machen.  

Neben den Streitparteien haben auch die Opfer einer Straftat, die Öffentlichkeit 
und die Medien ein Interesse daran, die Praxis des Gewährens einer Strafmilderung 
für ein guilty plea nachvollziehen zu können. Der tatsächliche strafmaßrelevante Ef-
fekt eines Schuldgeständnisses ist in den genannten Rechtsordnungen allerdings nur 
schwer vorherzusagen: Er hängt unter anderem ab vom Verhandlungsergebnis der 
Parteien, der Einstellung des Richters, der Frage, ob der Angeklagte Reue zum Aus-
druck gebracht hat und ob diese glaubhaft ist, von den zu erwartenden Kostenein-
sparungen durch Nichtdurchführung der Hauptverhandlung und der diesbezügli-
chen Einschätzung der Anklage. Das Schuldgeständnis ist Teil einer komplexen Kal-
kulation, in die viele verschiedene Faktoren einfließen. Deshalb ist der Effekt des 
Schuldgeständnisses, selbst nachdem das endgültige Strafmaß feststeht, häufig nicht 
auszumachen, wenn dieser im Urteil nicht ausdrücklich quantifiziert wird. Oftmals 
führt diese Undurchschaubarkeit dazu, dass das Ausmaß der Strafmilderung von der 
Öffentlichkeit und den Opfern der Straftat stark überschätzt wird, was Unmut über 
die Strafzumessung schürt. 

Die gesetzliche Grundlage der englischen Praxis bildet sec. 144(1) des Criminal 
Justice Act 2003 (womit sec. 48 des Criminal Justice and Public Order Act 1994 wieder in 
Kraft gesetzt wurde):  

 
 

28  Siehe z.B. Bottoms, The Sentencing Council, 2018. 
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Bei der Zumessung der Strafe für einen Täter, der die Straftat in dem Verfahren 
vor diesem oder einem anderen Gericht gestanden hat, muss das Gericht Folgendes 
berücksichtigen: (a) das Verfahrensstadium, in dem der Täter seine Absicht kund-
getan hat, einen guilty plea eingehen zu wollen, und (b) die Umstände, unter denen 
diese Absicht erklärt wurde.29 

 
Diese Vorschrift trifft weder Regelungen über die in den unterschiedlichen Verfah-
rensstadien angemessene Höhe des zu gewährenden Strafrabatts noch darüber, wel-
che Umstände ggf. einen geringeren oder größeren Strafnachlass rechtfertigen. Als 
Orientierungshilfe für die Beantwortung dieser (und anderer) Fragen befolgten die 
Gerichte früher die Richtlinien des Court of Appeal. Heute befolgen sie die einschlä-
gige Sentencing Guideline.  

Die aktuelle, bisher zweimal überarbeitete Guideline legt fest, dass Angeklagten, 
die sich bereits im Rahmen ihres ersten Gerichtstermins schuldig bekennen, eine 
Strafmilderung von bis zu einem Drittel gewährt werden darf. Das Maß der Straf-
milderung verkleinert sich, umso später im Verfahrensverlauf das Schuldgeständnis 
erfolgt. Hat die Hauptverhandlung bereits begonnen, reduziert sich die Strafmilde-
rung auf zehn Prozent. Die Guideline enthält also nach dem Zeitpunkt des Schuld-
geständnisses gestaffelte Strafmilderungsempfehlungen. Dabei kann ein guilty plea so-
wohl Strafart als auch Strafhöhe beeinflussen. Wer wegen einer Straftat verurteilt 
wird, die normalerweise eine Freiheitsstrafe nach sich zieht, kann unter Berücksich-
tigung eines frühzeitigen Schuldgeständnisses stattdessen eine nicht freiheitsentzie-
hende Sanktion erhalten. 

Wie bereits erwähnt basieren die englischen Guidelines auf einem proportiona-
litätsorientierten Modell. Strafrabatte für ein guilty plea sind allerdings gerade nicht 
auf Grundlage des Schadens und der Vorwerfbarkeit der Tat begründbar. Aus die-
sem Grund kann es vorkommen �² wenn ein besonders großzügiger Strafrabatt ge-
währt wird �², dass die an diesen Faktoren festgemachte Tatproportionalität der 
Strafe unterlaufen wird. Auch wenn die Strafmaße zweier Täter, die Straftaten des 
gleichen Schweregrads begangen haben, nur aufgrund der Tatsache stark voneinan-
der abweichen, dass einer von ihnen einen guilty plea einging und der andere nach 
Durchführung des Hauptverfahrens verurteilt wurde, beeinträchtigt dies das Pro-
portionalitätsprinzip und den Gleichheitsgrundsatz. Aus diesem Grund bedarf es 
eines Instruments zur Begrenzung des strafmildernden Potenzials eines Schuldbe-
kenntnisses. Für diesen Zweck bildet die Strafmilderungsrichtlinie einen nützlichen 
Teil des englischen Guideline-Systems, der geeignet ist, die Variabilität der Strafzu-
messung zu begrenzen und zur Aufrechterhaltung des Proportionalitätsprinzips bei-
zutragen.  

 
29  �ÅIn determining what sentence to pass on an offender who has pleaded guilty to an offence in proceedings before that 

or another court, a court must take into account: (a) the stage in the proceedings for the offence at which the offender 
indicated his intention to plead guilty, and (b) the circumstances in which this indication was given.� .́ 
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Bevor die Guideline 2004 verabschiedet wurde, war die Höhe der Strafnachlässe 
weniger vorhersehbar und die Gerichte gewährten teilweise weit über das eine Drit-
tel hinausgehende Milderungen, um damit bevorstehende besonders komplexe oder 
�P�H�K�U�H�U�H�� �$�Q�J�H�N�O�D�J�W�H�� �L�Q�Y�R�O�Y�L�H�U�H�Q�G�H�� �3�U�R�]�H�V�V�H�� �Å�D�X�I�]�X�E�U�H�F�K�H�Q�´�� �R�G�H�U�� �D�E�]�X�V�F�K�O�L�H�‰�H�Q����
Manchen Angeklagten, die letztlich ihre Schuld eingestanden haben, wurde anderer-
seits jede Strafmilderung verwehrt, weil die von ihnen begangene Tat als besonders 
verachtenswert angesehen wurde �² eine Praxis, die so in Kanada und anderen 
Rechtsordnungen fortgeführt wird. Solche Abweichungen von einem klar definier-
ten Satz empfohlener Strafmilderungen schaden der Fairness des Verfahrens. Sie 
unterlaufen außerdem die Zielsetzung der Strafrabatte, Angeklagten einen Anreiz zu 
bieten, sich schuldig zu bekennen und auf ihr Recht auf Durchführung der Haupt-
verhandlung zu verzichten. Die Existenz der Sentencing Guideline, mit der konkrete 
Strafmilderungen für guilty pleas zu unterschiedlichen Verfahrenszeitpunkten festge-
schrieben werden, ermöglicht Strafverteidigern und ihren Mandanten eine bessere 
Vorstellung davon, mit welchem Strafnachlass im Falle eines Schuldgeständnisses zu 
rechnen ist. Empirische Forschung hat gezeigt, dass die Gerichte die Guideline be-
folgen: die in der Realität gewährten Strafmilderungen entsprechen den in der Gui-
deline empfohlenen ziemlich exakt.30 Dieser Befund ist nicht überraschend, denn 
die in der Guideline ausgesprochenen Empfehlungen orientierteren sich an den in 
der Praxis bereits vor Einführung der Guideline gewährten Strafmilderungen. Die 
die Strafzumessungsrelevanz eines guilty plea betreffende Guideline ist ein weiteres 
Beispiel für die Bestrebungen des Sentencing Council, die Gleichmäßigkeit der Strafzu-
messungspraxis zu erhöhen, ohne sie dabei grundlegend zu verändern.  

4.2 Andere deliktsübergreifende Guidelines 
Der englische Council hat auch zu einigen anderen Fragen der Strafzumessung Gui-
delines entwickelt. Zahlreiche Angeklagte werden aufgrund von mehr als einer Straf-
tat verurteilt �² nach Schätzungen des Council gilt dies für etwa 40 Prozent aller Ver-
fahren. Die Verletzung mehrerer, oft in Art und Schwere sehr unterschiedlicher 
Straftatbestände erschwert die Strafzumessung erheblich.31 Im Umgang mit realkon-
kurrierenden Straftaten stehen den Gerichten verschiedene Verfahrensweisen zur 
Verfügung, die sich jeweils aus dem Totalitätsprinzip ergeben. Dieses Prinzip ver-
langt einerseits, dass die Gesamtstrafe unter Berücksichtigung der zugrundliegenden 
Einzeltaten nicht unverhältnismäßig milde ausfällt, und andererseits im Interesse des 
Täters nicht auf ein unangemessen hohes Niveau anwächst. 

Im Common-Law-Raum erfolgt die Straffestsetzung in Fällen von Tatmehrheit 
üblicherweise in der Weise, dass entweder mehrere gleichzeitig zu verbüßende Ein-
zelstrafen (concurrent sentences) ausgesprochen oder Abzüge für nacheinander zu ver-
büßende Einzelstrafen (consecutive sentences) gewährt werden. Für jede Straftat wird 

 
30  Siehe Roberts/Bradford, JELS 12 (2015), S. 187. 
31  Siehe Ashworth/Wasik, Sentencing the multiple offender, 2017, S. 211 
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also ein selbstständiges Strafmaß festgesetzt und entweder die gleichzeitige oder die 
aufeinander folgende Vollstreckung aller Einzelstrafen angeordnet, wobei im letzte-
ren Fall die meisten Einzelstrafen erheblich herabgesetzt werden. In jedem Fall liegt 
die vom Täter zu verbüßende Gesamtstrafe erheblich unter dem Strafmaß, das sich 
aus der schlichten Aufaddierung aller Einzelstrafen ergeben hätte.32 Der Richter-
schaft sind diese Verfahrensweisen wohlvertraut, ihnen verbleibt aber ein erhebli-
cher Interpretationsspielraum bei ihrer Anwendung, was eine gewisse Variabilität bei 
der so festgesetzten Gesamtstrafe nach sich zieht. Um wieviel sollen beispielsweise 
die nacheinander zu verbüßenden Einzelstrafen für eine Serie von Einbruchsdieb-
stählen herabgesetzt werden, damit die Gesamtstrafe nicht unangemessen hoch ist? 
Oder sollen alle Einzelstrafen parallel verbüßt werden, und wenn ja, um wieviel muss 
die schwerste Einzelstrafe erhöht werden, damit die anderen Straftaten in der Paral-
lelvollstreckung nicht untergehen? Werden diese Fragen von den Gerichten unter-
schiedlich beantwortet, unterscheiden sich notwendigerweise auch die Ergebnisse 
der Strafzumessung.  

In der englischen Guideline wird erläutert, unter welchen Umständen mehrere 
Einzelstrafen parallel und nicht nacheinander zu vollstrecken sind, und wie hierbei 
die Proportionalität der Sanktion gewahrt und eine übermäßige Gesamtstrafe (die 
durch das Aufaddieren aller Einzelstrafen entstehen würde) vermieden wird. Die 
zurückhaltend formulierte �*�X�L�G�H�O�L�Q�H���� �G�L�H�� �G�H�Q���*�H�U�L�F�K�W�H�Q���H�L�Q�H���Å�2�U�L�H�Q�W�L�H�U�X�Q�J�V�K�L�O�I�H�´��
an die Hand geben soll, wurde in der Literatur dafür kritisiert, dass die von ihr aus-
gehende Lenkungswirkung unzureichend sei.33  

Zusätzlich zu den genannten hat der Council weitere Guidelines herausgegeben, 
die sich unter anderem folgenden Themenfeldern widmen: Festsetzung der Haupt-
strafen, allgemeine Grundsätze für die Sanktionierung häuslicher Gewalt, Strafzu-
messung bei Jugendlichen, Sanktionierung psychisch kranker Straftäter, Zuordnung 
von Verfahren zu den unterschiedlichen Gerichtsebenen. Zur neueren Aktivität des 
Sentencing Council zählt schließlich auch die ausführliche Erläuterung von Strafzumes-
sungsfaktoren, die bisher in den Guidelines ohne Erklärung verwendet wurden. Ei-
ner der strafschärfenden Faktoren in Schritt 2 der Guidelines lautet beispielsweise: 
�Å�9�R�U�V�W�U�D�I�H�Q�����X�Q�W�H�U���%�H�U�•�F�N�V�L�F�K�W�L�J�X�Q�J�����D�����G�H�V���:�H�V�H�Q�V���G�H�U���6�W�U�D�I�W�D�W�����G�L�H���G�H�U��Vorstrafe 
zugrunde liegt, und deren Relevanz für die aktuelle Straftat, und (b) der Zeit, die seit 
der Verurteilung vergangen ist���3́4 Dieser allgemein anerkannte strafschärfende Fak-
tor ist unterschiedlichen Interpretationen zugänglich, weshalb eine weitergehende 

 
32  Siehe Reitz, Proof of aggravating and mitigating facts, 2011, S. 228; Ryberg/Roberts/De Keijser, Sen-

tencing Multiple Crimes, 2017. 
33  Bspw. Bottoms, The Sentencing Council, 2018. 
34  �Å�>�«�@��previous convictions, having regard to a) the nature of the offence to which the conviction relates and its relevance 

to the current offence; and (b) the time that has elapsed since the conviction.�´��Die Guidelines enthalten auch 
�H�L�Q�H�Q���V�S�L�H�J�H�O�E�L�O�G�O�L�F�K�H�Q���V�W�U�D�I�P�L�O�G�H�U�Q�G�H�Q���)�D�N�W�R�U�����Å�.�H�L�Q�H���9�R�U�V�W�U�D�I�H�Q���R�G�H�U���N�H�L�Q�H���H�L�Q�V�F�K�O�l�J�L�J�H�Q���N�•�U�]��
�O�L�F�K�H�Q���9�R�U�V�W�U�D�I�H�Q�´�����ÅNo previous convictions or no relevant/recent convictions�´���� 
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Anleitung der Gerichte erforderlich ist. Die in der Guideline bereitgehaltene Erläu-
terung dieses Faktors geht auf eine Reihe von Fragen ein. Ein Teil der Richtlinie 
lautet beispielsweise: 

 
Das Gericht soll die seit Verhängung der Vorstrafe vergangene Zeit und den Grund 
hierfür berücksichtigen. Liegt ein erheblicher Zeitraum zwischen der Vorstrafe und 
dem aktuellen Urteil oder zeichnet sich ein Rückgang in der Häufigkeit der Delin-
quenz ab, kann dies darauf hindeuten, dass der Straftäter Versuche unternommen 
hat, ein Leben ohne Straftaten zu führen, in welchem Fall die strafschärfende Qua-
lität der Vorstrafen abnimmt.35 

5 �ÅDeskriptive�  ́oder �Åpräskriptive�  ́
Strafzumessungsrichtlinien? 

Der den Guidelines beigemessene Sinn und Zweck wird unterschiedlich bewertet. 
Einige Stimmen in der Literatur betrachten die Guidelines als Instrument zur Errei-
chung politischer Ziele, üblicherweise der Begrenzung des Anteils der vollstreckba-
ren Freiheitsstrafe an der Gesamtzahl aller Sanktionen. Nach dieser Auffassung sol-
len die Guidelines die Wahl der Freiheitsstrafe als Sanktion beschränken oder redu-
zieren, indem sie die Gerichte vor populistischen Einflüssen und anderen nicht prin-
zipiengebundenen Ursachen eines Anstiegs des Strafniveaus abschirmen. Andere 
Stimmen erachten die Rolle der Guidelines als begrenzter. Aufgabe der Guidelines 
sei es, die Gleichmäßigkeit und Transparenz der Strafzumessung zu erhöhen, nicht 
aber, politische Ziele wie die Verringerung der Gefängnispopulation oder eine Ver-
änderung ihrer Zusammensetzung zu verfolgen. Diese Meinungsverschiedenheit re-
präsentiert eine Dichotomie, die sich bereits in der frühen Literatur zur Strafzumes-
sungsreform herausgebildet hatte, nämlich zwischen deskriptiven und präskriptiven 
�6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J���*�X�L�G�H�O�L�Q�H�V�����5�H�L�Q���Å�G�H�V�N�U�L�S�W�L�Y�H�´���*�X�L�G�H�O�L�Q�H�V���E�D�V�L�H�U�H�Q���D�X�I���G�H�U���J�H�J�H�Q�Z�l�U�W�L��
gen Justizpraxis und spiegeln diese Praxis den Gerichten in Form von Guidelines 
wider. Ihr Zweck ist es, die Konsistenz und Proportionalität der Strafzumessung zu 
erhöhen, nicht aber, auf Entwicklungen in der Strafzumessung Einfluss zu nehmen. 
Diese Art der Guidelines repräsentiert die bescheidenere der oben genannten Auf-
fassungen.  

�Å�3�U�l�V�N�U�L�S�W�L�Y�H�´���*�X�L�G�H�O�L�Q�H�V���V�L�Q�G���G�\�Q�D�P�L�V�F�K�H�U���X�Q�G���V�R�O�O�H�Q���G�L�H���-�X�V�W�L�]�S�U�D�[�L�V���S�U�R�D�N�W�L�Y��
beeinflussen. So kann die Kommission etwa die Strafmaßpraxis für bestimmte De-
liktsbereiche abschwächen und für andere anheben wollen. Oder sie entscheidet sich 
aufgrund von überfüllten Gefängnissen dafür, ihre Strafmaßempfehlungen zu ver-

 
35  �ÅThe court should consider the time gap since the previous conviction and the reason for it. Where there has been a 

significant gap between previous and current convictions or a reduction in the frequency of offending this may indicate 
that the offender has made attempts to desist from offending in which case the aggravating effect of the previous 
offending will diminish.� .́ 
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ändern oder das Strafniveau über alle Delikte hinweg abzusenken, um die Gefäng-
nispopulation zu verkleinern. Ein präskriptives Richtlinienregime ermöglicht es, sol-
cherlei Ziele zügig umzusetzen. Präskriptive Guidelines sind allerdings ein zwei-
schneidiges Schwert. Die Mitglieder einer Strafzumessungskommission werden von 
der Regierung oder einem gewählten Parlament ernannt, weshalb ihre Vereinnah-
mung für politische Ziele nicht ausgeschlossen ist. In der Tat zeigt die Erfahrung 
einiger US-amerikanischer Kommissionen, dass diese von politischem Druck beein-
flusst wurden. In der Regel äußert sich dieser in Form von Anpassungen der Guide-
lines, mittels welcher die Strafmaßempfehlungen für bestimmte Gruppen von Straf-
tätern angehoben werden. Die Kommission von Minnesota war seit ihrer Gründung 
beinahe durchgängig politischem Druck ausgesetzt, mit der Folge, dass das Strafni-
veau mit der Zeit immer weiter anstieg.36 

Kein Guidelines-System ist rein deskriptiv oder rein präskriptiv, alle Kommissi-
onen oder Council37 sind auf einer Skala irgendwo zwischen einen passiv-deskriptiven 
und einen aktiv-präskriptiven Pol einzuordnen. Die in Minnesota verwendeten Gui-
delines sind präskriptiver Natur. Dies stellte die Kommission bereits in ihrem ersten 
gegenüber dem Gesetzgeber erstatteten Bericht klar, in welchem sie ausführte, sie 
werde durch die gegenwärtige Strafzumessungspraxis geleitet, sei aber nicht an sie 
gebunden.38 Die englischen Guidelines sind dagegen näher am deskriptiven Ende 
der Skala verortet. Obwohl der Council an verschiedener Stelle versucht hat, Einfluss 
auf die Strafzumessungspraxis zu nehmen,39 ist seine grundsätzliche Herangehens-
weise, die Praxis für bestimmte Deliktsbereiche zu ermitteln und eine Guideline zu 
entwerfen, die einen gleichmäßigeren Ansatz auf Grundlage der bestehenden Praxis 
fördert.  

Teilweise kann die Zusammensetzung des Council zur Erklärung dieses vorwie-
gend deskriptiven Ansatzes beitragen. Im Gegensatz zu den US-amerikanischen 
Strafzumessungskommissionen ist der englische Council vorwiegend justiziell ge-
prägt. Der Lord Chief Justice steht ihm als Präsident vor und seine Mitglieder entstam-
men mehrheitlich der Justiz. Diese starke Vertretung der Justiz hat einige Vorteile, 
vor allem schützt sie den Council �² und damit die Guidelines �² vor politischer Ein-
flussnahme. Sie verkörpert gleichzeitig einen Grund dafür, warum sich der englische 

 
36  Frase, MinnLRev 75 (1991), 727. 
37  Die existierenden Strafzumessungskommissionen unterscheiden sich freilich auch in anderen Hin-

sichten. So nimmt der Australische Sentencing Council beispielsweise eine Reihe unterschiedlicher 
Funktionen wahr, ist aber nicht befugt, Guidelines für die Gerichte zu entwickeln.  

38  Minnesota Sentencing Guidelines Commission, Minnesota Sentencing Guidelines and Commentary, 1981.  
39  Ein Beispiel bildet die Guideline zu Drogendelikten, in welcher der Council feststellte, dass die gegen 

�H�L�Q�I�D�F�K�H���'�U�R�J�H�Q�N�X�U�L�H�U�H�����Åmules�´�����Y�H�U�K�l�Q�J�W�H�Q���6�W�U�D�I�H�Q���X�Q�Y�H�U�K�l�O�W�Q�L�V�P�l�‰�L�J���K�R�F�K���V�H�L�H�Q�����8�P���G�L�H�Ver Un-
regelmäßigkeit entgegenzuwirken hat der Council eine Richtlinie herausgegeben, um das Strafniveau 
�I�•�U���G�L�H���Å�N�O�H�L�Q�H�Q���)�L�V�F�K�H�´���G�H�U���'�U�R�J�H�Q�G�H�O�L�Q�T�X�H�Q�]���D�E�]�X�V�H�Q�N�H�Q�����V�L�H�K�H��Roberts, Crime&Just 48 (2019), 
S. 187. Dabei ist erwähnenswert, dass dieser Eingriff auf eine vom Council durchgeführte kleine 
empirische Untersuchung zurückging, in welcher er Gefangene befragte, die aufgrund eines Dro-
gendelikts eine lange Freiheitsstrafe verbüßen. Leider ist die finanzielle Ausstattung des Council un-
zureichend, um umfangreichere empirische Studien dieser Art durchzuführen.  
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Council weitgehend einer aktiven Einflussnahme auf die Strafzumessungspraxis ent-
hält, denn die Wahrnehmung solcher letztlich gesetzgeberischen Aufgaben seitens 
der Justiz wäre verfassungsrechtlichen Bedenken ausgesetzt.40  

6 Erhöhung der Transparenz in der Strafzumessung  
Es ist eine rechtsstaatliche Grundvoraussetzung, dass Sanktionen verständlich und 
transparent ausgestaltet sind. Der Öffentlichkeitsgrundsatz gewährleistet ein gewis-
ses Maß an Transparenz �² jedem ist es möglich, der Strafzumessungsanhörung eines 
Erwachsenen beizuwohnen. Allerdings nehmen die wenigsten diese Möglichkeit 
wahr, wenn sie nicht gerade Prozesspartei sind oder ein besonderes Interesse an dem 
Verfahren haben. Die große Mehrheit der Menschen bezieht ihr Wissen über die 
Strafzumessungspraxis aus den Medien oder über Mundpropaganda. Ein Bürger, der 
wissen möchte, welches Strafmaß normalerweise für ein bestimmtes Delikt verhängt 
wird, oder nachvollziehen will, welche Kriterien ein Gericht bei der Strafzumessung 
berücksichtigt, müsste sich zur Beantwortung seiner Fragen wohl rechtlichen Rat 
einholen. Unter den englischen Guidelines kann er allerdings die Website des Council 
besuchen und dort alle Guidelines abrufen. Diese gesteigerte Transparenz mag das 
gesellschaftliche Vertrauen in die Strafzumessung gestärkt haben, aber es wäre naiv 
zu glauben, dass sich das diesbezügliche öffentlichen Bewusstsein und Vertrauen 
grundlegend verändert hätte. Die Guidelines gibt es erst seit 16 Jahren und die Me-
dienberichterstattung über bestimmte Strafmaße ist nach wie vor unvollständig und 
populistisch.41  

Die Guideline über den Strafrabatt für ein guilty plea ist ein Beispiel für durch die 
englischen Guidelines geschaffene größere Transparenz der Strafzumessung. Wie 
erwähnt ist es in allen Common-Law-Rechtsordnungen üblich, Strafmilderungen als 
Anreiz für den Verzicht auf das Recht zur Durchführung der Hauptverhandlung zu 
gewähren. Aber wie soll ein normaler Bürger oder das Opfer einer Straftat einschät-
zen können, welche konkrete Auswirkung ein Schuldgeständnis auf das Strafmaß 
hat? Der Angeklagte wird sich rechtlichen Rat einholen, aber was ist mit der interes-
sierten Öffentlichkeit? In Ländern wie Kanada, Australien und Neuseeland wird der 
Allgemeinheit zwar ungefähr bewusst sein, dass geständigen Angeklagten eine mil-
dere Strafe zuteilwird, aber sie haben keine klare Vorstellung vom Ausmaß solcher 
Strafrabatte. In England und Wales wird die Praxis dahingegen in der einschlägigen 

 
40  Die Gewaltenteilung ist einer der Gründe, weshalb Richter in einigen Rechtsordnungen wie den 

australischen Bundesstaaten die Einführung von Sentencing Guidelines und eine Mitwirkung in 
einer Strafzumessungskommission wie dem Victoria Sentencing Council ablehnen.  

41  In einigen Fällen haben die Medien die einschlägige Guideline herangezogen, um die Strafmaßen-
tscheidung in medienwirksamen Verfahren zu erläutern. Ob dies zu einer Verbesserung der gesell-
schaftlichen Einstellung zur Strafzumessung geführt oder die öffentliche Punitivität verringert hat, 
ist mangels diesbezüglicher Forschungsdaten schwer zu sagen. Eine empirische Studie konnte aber 
zeigen, dass die Bereitstellung von Informationen über die Guidelines Forderungen nach härteren 
Strafen verringert, siehe Roberts/Hough/Jackson/Gerber, BJC 52 (2012), S. 1072.  
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Guideline offengelegt, welche die Grundlage für diese Art der Strafmilderung bildet 
und die Auswirkungen beschreibt, die ein guilty plea auf das Strafmaß hat. Ob diese 
Transparenzsteigerung zu einem besseren Verständnis und der Unterstützung der-
artiger Strafrabatte für ein guilty plea beiträgt, ist eine gesondert zu diskutierende 
Frage.42 Der hier zentrale Punkt ist, dass dieser Teil der Strafzumessung in England 
und Wales transparenter ausgestaltet ist als in jeder anderen Rechtsordnung. 

Die strukturiertere Herangehensweise an die für ein guilty plea gewährte Strafmil-
derung und andere Aspekte der englischen Strafzumessung schafft aber mehr als nur 
Transparenz. Solange die Gerichte die Guidelines befolgen,43 gewährleistet sie auch 
eine gleichmäßigere und stärker prinzipienorientierte Strafzumessung. Man denke 
etwa an zwei zentrale Strafzumessungsprinzipien, die Tatproportionalität und den 
Gleichheitsgrundsatz. Wenn die Gerichte bei der Strafzumessung von den Rechts-
mittelinstanzen kaum überwacht werden, unterminiert dies das Prinzip der Tatpro-
portionalität. Denn die Höhe des für das Schuldgeständnis gewährten Strafnachlas-
ses wird von Richter zu Richter unterschiedlich ausfallen. 

Ein treffendes Beispiel bildet die Situation, dass ein Angeklagter auf frischer Tat 
gefasst wurde und sich gegenüber den gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Vor-
würfen nicht erfolgversprechend verteidigen kann. Unter diesen Umständen scheint 
ein guilty plea unausweichlich. Viele Richter werden es in solchen Fällen aber ableh-
nen, im Gegenzug einen Strafrabatt zu gewähren, weil das Geständnis keine Reue 
oder Verantwortungsübernahme seitens des Angeklagten erkennen lässt. In der Tat 
gewährten die englischen Gerichte vor Einführung der Guideline in solchen Kons-
tellationen lediglich eine verringerte Strafmilderung. Andere Richter gewähren sol-
chen Angeklagten möglicherweise dennoch einen erheblichen Strafnachlass, weil sie 
auch in diesen Fällen einen Vorteil in den durch das Schuldgeständnis eingesparten 
Gerichtsressourcen erblicken. In vielen Rechtsordnungen halten sich die Rechtsmit-
telgerichte zurück, Regelungen zur angemessenen Höhe von Strafrabatten zu tref-
fen, weil sie dies als alleinige Aufgabe der Instanzrichter auffassen.44  

Mit den Sentencing Guidelines wird eine die Ausübung richterlichen Ermessens 
lenkende Richtschnur festgelegt. Ein guilty plea des Angeklagten ist für die Kriterien 
des Schadens und der Vorwerfbarkeit der Tat nicht relevant. Entsprechend wird die 
Tatproportionalität der Strafe unterlaufen, wenn ein besonders großzügiger Strafra-
batt für das Schuldgeständnis gewährt wird. Daher wird in der Guideline von über-
triebenen, proportionalitätsschädlichen Strafmilderungen abgeraten. Die Verhinde-

 
42  Die größere Transparenz ändert nichts an anderen kontroversen Aspekten solcher Strafrabatte, wie 

z.B. die Gefahr, dass sich Angeklagte, die sich an sich gegen die strafrechtlichen Vorwürfe vertei-
digen könnten, nur deshalb ein guilty plea eingehen, um damit eine sehr viel härtere Strafe zu ver-
meiden, die gegen sie nach Durchführung der Hauptverhandlung ergehen könnte. Für eine Erör-
terung dieser Problematik, siehe Lippke, The Ethics of Plea Bargaining, 2011. 

43  Wie bereits erwähnt sind Gerichte aller Instanzen zur Befolgung aller einschlägigen Guidelines 
�Y�H�U�S�I�O�L�F�K�W�H�W�����D�X�‰�H�U���G�L�H�V���Z�•�U�G�H���G�H�Q���Å�,�Q�W�H�U�H�V�V�H�Q���G�H�U���*�H�U�H�F�K�W�L�J�N�H�L�W�´���Z�L�G�H�U�V�S�U�H�F�K�H�Q���� 

44  Für eine typische Common-Law-Rechtsordnung ohne Guidelines, siehe Roberts/Cole, Sentencing in 
Canada, 2020. 
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rung allzu großzügiger Strafmilderungen dient auch dem Gleichheitsgrundsatz. Die-
ser droht verletzt zu werden, wenn sich die Strafmaße in zwei ähnlich gelagerten 
Fällen erheblich unterscheiden, nur weil einer der Angeklagten sich schuldig bekannt 
hat und der andere nach Durchführung der Hauptverhandlung verurteilt wurde. 

7 Die Rolle der Guidelines-Behörde 
Ein weiteres Merkmal, das die englische Strafzumessung von anderen Rechtsord-
nungen abhebt, ist die Rolle des Sentencing Council. Wenn Gerichte lediglich durch die 
höchstrichterliche Rechtsprechung geleitet werden, beschränkt sich das Wesen die-
ser Orientierungshilfe notwendigerweise auf die Perspektive der Justiz. Für die Straf-
zumessungspraxis relevante Expertise und Erfahrungen aus anderen Bereichen kön-
nen die Strafzumessung nur dann beeinflussen, wenn diese überhaupt in die Justiz 
vordringen und die entsprechenden Erkenntnisse bei der Urteilsfindung berücksich-
tigt werden. Sobald aber eine Instanz wie der Sentencing Council gegründet wird, er-
möglicht dies Input auch von außerhalb der Justiz. Dies wird in den USA besonders 
deutlich, wo die Strafzumessungskommissionen überwiegend mit nicht aus der Jus-
tiz stammenden Mitgliedern besetzt sind. Die Minnesota Sentencing Guidelines Commis-
sion etwa besteht aus 11 Mitgliedern, darunter drei Richter. Zu den anderen Mitglie-
dern zählen Angehörige verschiedener Berufsstände im Bereich der Strafrechts-
pflege und drei Vertreter der Allgemeinheit. Die Kommission entspricht daher dem 
Modell, das Knapp �D�O�V���Å�U�H�S�U�l�V�H�Q�W�D�W�L�Y�´���L�P���*�H�J�H�Q�V�D�W�]���]�X���Å�H�[�N�O�X�V�L�Y���M�X�V�W�L�]�L�H�O�O�´���X�Q�G���Å�H�O�L��
�W�l�U�´���E�H�V�F�K�U�L�H�E�H�Q���K�D�W��45 Obwohl der englische Council überwiegend mit Justizvertre-
tern besetzt ist, wird durch Angehörige anderer Gruppen auch ein gewisser Grad 
externer Erfahrung bei der Entwicklung der Guidelines eingebracht.  

Ein letzter potentieller Vorzug der Guidelines ist erwähnenswert. Die Strafzu-
messungspraxis ist traditionell ausschließlich von den obersten Gerichten (durch 
ihre Rechtsprechung) und vom Parlament (durch die Gesetzgebung) geformt wor-
den. Beides hat gewisse Nachteile. Der Court of Appeal verfügt über begrenzte Res-
sourcen und hat nicht die Kapazität, um eigene Forschung anzustellen. Das Parla-
ment besteht aus gewählten Politikern, welche die Bevölkerung repräsentieren und 
deshalb oftmals für populistische Positionen wie die Einführung von Mindeststrafen 
eintreten. Die Schaffung einer Strafzumessungskommission ermöglicht, dass auch 
andere Perspektiven in der Strafzumessungspraxis Berücksichtigung finden können. 
Diese Einflüsse können einerseits innerhalb des Sentencing Council wirken, weil ein 
Mitglied beispielsweise ernannt wurde, um Opferinteressen zu vertreten, oder um 
seine Expertise zu empirischer Strafzumessungsforschung einzubringen.  
  

 
45  Siehe Knapp, Organization and Staffing, 1987, S. 117. 
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Andererseits existiert auch ein breites Spektrum externer Einflüsse und Exper-
tise: So kann etwa von Seiten der Wissenschaft oder durch Interessenvertretungen 
auf die unverhältnismäßigen Auswirkungen der Strafzumessungspraxis auf be-
stimmte Tätergruppen hingewiesen werden, zum Beispiel mit Blick auf ethnische 
Minderheiten, weibliche Täterinnen und junge Erwachsene46. Der Entwicklungspro-
zess der Guidelines schafft einen Einschlagspunkt für Input aus solchen Kreisen. 
Vor der Veröffentlichung einer Guideline befragt der Council die Öffentlichkeit und 
Experten zu einer Entwurfsfassung. Der Einfluss dieser externen Quellen ist zwar 
selten ausschlaggebend �² in jedem Falle haben externe Einrichtungen aber einen 
größeren Einfluss auf die Gestaltung der Strafzumessungspraxis als in anderen Län-
dern.47 

Alle aktiven Strafzumessungskommissionen nehmen eine Forschungsfunktion 
wahr. Das bedeutet, dass �² jedenfalls theoretisch �² alle innerhalb der Guidelines ab-
gegebenen Empfehlungen auf der Grundlage von empirischen Forschungsergebnis-
sen über Fragen wie der Rückfallquote erfolgen können. Zwar ist im Common Law 
die Tatproportionalität der zentrale Aspekt der Strafzumessung, die gesetzlich fest-
gelegten Strafzwecke beinhalten aber stets auch präventive Zielsetzungen wie die 
negative Generalprävention (deterrence) oder die positive Spezialprävention (rehabilita-
tion). Eine wichtige Frage für das die Strafe festsetzende Gericht ist, welche Sanktion 
geeignet ist�����G�L�H���5�•�F�N�I�D�O�O�Z�D�K�U�V�F�K�H�L�Q�O�L�F�K�N�H�L�W���]�X���U�H�G�X�]�L�H�U�H�Q�����ÅWhat works?�´��. Es gibt 
eine jahrzehntelange Forschungsansammlung zu dieser Fragestellung, und über die 
Ursachen von Rückfallkriminalität (bzw. der Legalbewährung) und die Wirkungen 
verschiedener Sanktionsmöglichkeiten ist heute viel mehr bekannt als früher. Ein-
zelnen Richtern, sei es in erstinstanzlichen oder höheren Gerichten, fehlt aber die 
Zeit und erforderliche Schulung, um sich mit den Ergebnissen dieser Forschungsli-
teratur auseinanderzusetzen und sie auf die Praxis anzuwenden. Zu den Aufgaben 
des Council gehört es daher auch, �Ådie Kosten verschiedener Sanktionen und ihre 
jeweilige Effektivität zur Verhinderung von Rückfallkriminalität� 4́8 zu berücksichti-
gen. Auch wenn er von vielen Seiten dafür kritisiert wird, in dieser Hinsicht nicht 
genug zu unternehmen, wird diese Zielsetzung an sich kaum in Frage gestellt.  

Das Forschungspersonal des Council kann wissenschaftliche Entwicklungen ver-
folgen und diese an seine Mitglieder kommunizieren, um sie bei der Konstruktion 
der Guidelines zu unterstützen. Dabei stellt Forschung zur relativen Effektivität ver-
schiedener Sanktionsmöglichkeiten eine wichtige Grundlage für die Abgabe von 

 
46  So haben z.B. mehrere Organisationen auf die unverhältnismäßigen Wirkungen der Freiheitsstrafe 

auf junge Erwachsene im Alter von 18 bis 22 Jahren hingewiesen. 
47  Um auf das Beispiel des für ein guilty plea gewährten Strafrabatts zurückzukommen: Wenn ein In-

teressenverband in Kanada �² einer Rechtsordnung ohne Guidelines �² seine Einschätzung zur an-
gemessenen Höhe der zu gewährenden Strafmilderung abgeben möchte, wem gegenüber äußert er 
dies? Die Justiz wird sich an einem Dialog nicht beteiligen, sodass die einzige Anlaufstelle der Ge-
setzgeber zu sein scheint.  

48  �Å�>�«�@��the cost of different sentences and their relative effectiveness in preventing re-offending �>�«�@�´���� �V�L�H�K�H��
sec. 120(11)(e) des Coroners and Justice Act 2009. 
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Strafzumessungsempfehlungen dar. So besteht beispielsweise immer größere Einig-
keit darüber, dass kurze Freiheitsstrafen nicht mit geringeren, sondern höheren 
Rückfallquoten als Bewährungsstrafen korreliert sind.49 Der englische Sentencing 
Council hat sich bemüht, dieses Forschungsergebnis in seine Strafmaßempfehlungen 
zu integrieren. Kritische Stimmen verlangen vom Sentencing Council, noch sehr viel 
mehr in diese Richtung zu tun. Der entscheidende Punkt ist, dass die Strafzumes-
sung in einer Rechtsordnung, die über eine Sentencing Guidelines entwickelnde 
Strafzumessungskommission verfügt, sehr viel evidenzbasierter ausgestaltet werden 
kann. 

8 Schluss 
Sentencing Guidelines können verschiedene Formen annehmen, abhängig von der 
sie umgebenden Rechtskultur und politischen Landschaft. Das englische System ge-
währleistet ein strukturiertes Vorgehen, das das richterliche Ermessen bewahrt. Die 
Gerichte müssen in jedem Verfahrensschritt mehrere Ermessensentscheidungen 
treffen und verfügen über den Entscheidungsspielraum, ein Strafmaß auch außer-
halb der Empfehlungen der Guideline festzusetzen, wenn ihre Befolgung im Wider-
�V�S�U�X�F�K���]�X���G�H�Q���Å�,�Q�W�H�U�H�V�V�H�Q���G�H�U���*�H�U�H�F�K�W�L�J�N�H�L�W�´���V�W�•�Q�G�H����Während das Ausmaß des er-
halten gebliebenen richterlichen Ermessens manchen beruhigt, ist es für andere 
Grund zur Sorge. Die Erforschung des tatsächlichen Effekts der Guidelines auf die 
Gleichmäßigkeit der Strafzumessung steht noch aus. Die englischen Guidelines kön-
nen jedenfalls für sich beanspruchen, das einzige existierende umfassende Guide-
lines-System zu sein. Es ermöglicht eine viel breitere Anleitung der Gerichte als ihre 
Pendants in den USA �² die dortigen Regimes bieten in der Regel eine Strafmaßemp-
fehlung und einen engen Strafrahmen, wenn eine Freiheitsstrafe anvisiert wird. So-
lange keine umfangreichere Forschung angestellt wurde, ist der größte Vorteil der 
englischen Guidelines in der größeren Transparenz der Strafzumessung zu sehen. 
Dieser Vorzug sollte nicht kleingeredet werden. Die englischen Guidelines haben 
darüber hinaus eine gesunde Diskussion in Wissenschaft und Justizkreisen angeregt: 
Es gäbe zum Beispiel viele Möglichkeiten, um neue und andere Darstellungsformen 
der Guidelines zu erproben, und der Umgang des Council mit wissenschaftlicher For-
schung kann hinterfragt werden. Aber nur wenige Kommentatoren und Praktiker 
würden die Guidelines wieder ganz abschaffen wollen. 

  

 
49  Für eine Übersicht, siehe Frase/Roberts, Paying for the Past, 2019.  
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Appendix 
�$�X�V�]�X�J�� �D�X�V�� �G�H�U�� �H�Q�J�O�L�V�F�K�H�Q�� �6�H�Q�W�H�Q�F�L�Q�J�� �*�X�L�G�H�O�L�Q�H�� �]�X�P�� �Å�6�W�U�D�‰�H�Q�U�D�X�E�� �X�Q�G�� �Z�H�Q�L�J�H�U��
�V�F�K�Z�H�U�Z�L�H�J�H�Q�G�H�Q���/�D�G�H�Q�U�D�X�E�´����street and less sophisticated commercial robbery, sec. 8(1) des 
Theft Act 1968):50 

 

  

 
50  Quelle: https://www.sentencingcouncil.org.uk/wp-content/uploads/Robbery-definitive-

guideline-Web.pdf <10.02.2020>. 
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Strafzumessung in England und Wales.     
Ein Kommentar aus deutscher Sicht 

Jörg-Martin Jehle 

Der Deutsche Juristentag1 hat sich 2018 mit Strafzumessungsrichtlinien befasst. Das 
der Debatte zu Grunde liegende Gutachten von Johannes Kaspar2 hatte die ameri-
kanischen Federal Sentencing Guidelines3 analysiert und empfohlen, ein entspre-
chendes Modell im deutschen Strafrecht nicht zu etablieren. Dem folgte der deut-
sche Juristentag mit großer Mehrheit. Dagegen war das andersartige und deutlich 
komplexere englische Modell nicht Gegenstand der Debatte, wenn sich auch inhalt-
lich einzelne Elemente davon in den Vorschlägen des Gutachters finden. Deshalb 
ist es auch für die deutsche Debatte sehr hilfreich, dass mit dem Beitrag von Roberts 
und Padfield in diesem Band4 ein neuer Anstoß gegeben wird, sich in Deutschland 
mit dem englischen5 Strafzumessungssystem näher auseinander zu setzen.6 

 
1  Verhandlungen des 72. Deutschen Juristentages Leipzig 2018. 
2  Kaspar, Sentencing Guidelines vs. freies tatrichterliches Ermessen, 2018, S. C1. 
3  Basierend auf dem Sentencing Reform Act 1984; s. näher Kaspar, Sentencing Guidelines vs. freies 

tatrichterliches Ermessen, 2018, S. C76 ff. 
4  Roberts/Padfield, in diesem Band, S. 33. 
5  Die Strafzumessungsrichtlinien gelten in England und Wales. Der Einfachheit halber wird im fol-

genden nur von englischen Richtlinien gesprochen. 
6  Auch Hörnle, GA 2019, S. 282 ff., 288 f., weist auf die Andersartigkeit und Vorzugswürdigkeit der 

englischen Sentencing Guidelines hin; ähnlich auch Grosse-Wilde, ZIS 2019, S. 130 ff., 133. 
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1 Anwendungsfeld von Sentencing Guidelines 
Der Beitrag von Roberts und Padfield gibt instruktive Einblicke in das in England 
und Wales geltende System rechtlich verbindlicher Strafzumessungsrichtlinien, die 
aber nicht in den konstitutionell getrennten, deutlich anderes gearteten Strafrechts-
systemen von Schottland und Nordirland gelten. Um die Bedeutung dieser Richtli-
nien aus deutscher Perspektive richtig einordnen können, sollen kurz wesentliche 
Unterschiede zwischen dem englischen und deutschen Strafrechtssystem in Erinne-
rung gerufen werden. 

1. Das englische Strafrecht kennt drei Formen von Verstößen.7 Die leichtesten 
Formen bilden die so genannten Summary Offences, die in einem summarischen 
Verfahren von den Laiengerichten (magistrates�· courts) abgeurteilt werden. Es han-
delt sich einerseits um minderschwere Straftaten, die mit höchstens 6 Monaten Frei-
heitsstrafe geahndet werden können, wie etwa Sachbeschädigung mit geringem 
Schaden, Schwarzfahren (fare evasion) oder geringfügige Ladendiebstähle (low value 
shoplifting), andererseits um Verkehrs- oder Ordnungsverstöße, soweit sie nicht nur 
mit fixed penalty notices (vergleichbar mit Ordnungswidrigkeiten in Deutschland) 
geahndet werden. Einfache und eindeutige Fälle (insbesondere Verkehrsdelikte) 
werden gebündelt und in einer speziellen Sitzung gemeinsam erledigt (sog. Bulk Pro-
ceedings, Massenverfahren). Die schweren Formen, die insbesondere schwere Ge-
walt-und Sexualdelikte betreffen, müssen vor dem Crown Court angeklagt werden 
(triable only on indictment). Zwischen den leichten und schweren Formen gibt es 
eine mittlere �.�D�W�H�J�R�U�L�H�����G�L�H���D�O�V���Å�W�U�L�D�E�O�H���H�L�W�K�H�U���Z�D�\�´���H�Q�W�Z�H�G�H�U���Y�R�U���G�H�P��magistrates�· 
Court oder dem Crown Court verfolgt werden müssen. Dazu zählen etwa Diebstahl 
(außer geringfügigem Ladendiebstahl), Einbruchsdiebstahl, Trunkenheit im Straßen-
verkehr, Sachbeschädigung üb�H�U�������������…�����,�Q���G�H�U���3�U�D�[�L�V���Z�H�U�G�H�Q���Y�L�H�O�H���G�L�H�V�H�U���Å�P�L�W�W�H�O��
�V�F�K�Z�H�U�H�Q�´���'�H�O�L�N�W�H���Y�R�Q���G�H�Q��magistrates�· courts abgeurteilt, wenn die Beschuldigten 
auf schuldig plädieren (guilty plea) und eine Strafe von höchstens 5000 £ oder 6 
Monaten Freiheitsstrafe zu erwarten ist. Freilich besteht bei den Summary Offences 
und eingeschränkt8 auch bei Either-way Offences die Möglichkeit, dass die Polizei 
die geständigen Täter informell verwarnt (Cautioning) oder die Staatsanwaltschaft 
(Crown Prosecuton Service) das Strafverfahren �² gegebenenfalls in Verbindung mit 
einer Auflage �² einstellt (Conditional Discharge). 

Dort, wo die magistrates�· courts die Summary Offences oder auch mittelschwere 
Straftaten (triable either way) selbst aburteilen, sind sie an Strafzumessungsrichtli-
nien9 gebunden, denen freilich wegen der eingeschränkten Strafkompetenz eher ge-
ringere Steuerungswirkung zukommt.  

 
7  Eingeführt durch den Courts Act 1971, der die alte Einteilung in Felonies and Misdemeanours 

aufhob. 
8  Ministry of Justice Guidance. Simple Cautions for Adult Offenders: April 2013; der Criminal Jus-

tice and Courts Act 2015 (Specification of Either-Way Offences) Order 2015 hat aber die Möglich-
keit, simple cautions auszusprechen, eingeschränkt. 

9  S. z.B. für Theft from a shop or stall; abrufbar unter https://www.sentencingcouncil.org.uk/ 
<28.05.2020>. 
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2. Das deutsche Strafrecht kennt nur zwei Arten von Straftaten: Vergehen und 
Verbrechen. Ordnungsverstöße und leichtere Verkehrsverstöße (z.B. Geschwindig-
keitsüberschreitungen ohne Verkehrsgefährdung) zählen als Ordnungswidrigkeiten, 
die von den Ordnungsbehörden geahndet werden. Soweit es um Straftaten geht, ist 
in Deutschland der Anteil der ohne förmliches Hauptverfahren zu erledigenden 
Strafsachen deutlich größer. Bezieht man sich nur auf die anklagefähigen Strafsachen 
(also klammert insbesondere Einstellungen mangels Tatverdacht, 
§ 170 Abs. 2 StPO, aus), so werden 60 % mit oder ohne Auflagen eingestellt und 
22 % in einem Strafbefehlsverfahren, zumeist verbunden mit einer Geldstrafe, und 
nur 18 % durch Urteil erledigt.10 Allerdings ist bei der Einstellungsverfügung und 
beim Strafbefehlsantrag der Staatsanwaltschaft das Ermessen der entscheidenden 
Staatsanwälte durch interne Richtlinien oder Erlasse der Generalstaatsanwälte stark 
eingeschränkt. Bei Strafbefehlen aufgrund von Massendelikten herrschen �² wie viel-
fältig festgestellt11 �² Straftaxen vor. Jenseits dieses Bereichs, also bei einer Minderheit 
der Strafverfahren, werden Strafen durch Urteile ausgesprochen; nur hier geht es um 
richterliches Ermessen, das gegebenenfalls durch Strafzumessungsrichtlinien einzu-
schränken wäre. 

Der Strafzumessungsvorgang betrifft zwei zu differenzierende Bereiche: Die 
Strafhöhe und die zu wählende Strafart. In erster Linie geht es um die Höhe der 
Geldstrafe bzw. Länge der Freiheitsstrafe. Sie ist zunächst einmal begrenzt durch die 
bei der Verwirklichung eines Delikts angedrohte Rechtsfolge in Form eines abstrak-
ten Strafrahmens. So ist z.B. bei den häufigsten Delikten, den Vergehen, wie z.B. 
einfachem Diebstahl und einfacher Körperverletzung, mit der Strafandrohung: 
Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis 5 Jahre der abstrakte Strafrahmen sehr weit, auch 
wenn er gegebenenfalls durch generelle Milderungsvorschriften nach unten etwas 
begrenzt werden kann. Für das konkret zu bestimmende Strafmaß statuiert der Ge-
setzgeber mit der allgemeinen vagen Strafzumessungsvorschrift des 
§ 46 Abs. 1 S. 1 StGB, dass die Schuld Grundlage der Strafzumessung bildet. Dar-
über hinaus enthält die Vorschrift des Abs. 2 konkretere Kriterien, die regelmäßig 
zu beachten sind, wie z.B. die Beweggründe des Täters, sein Vorleben und die ver-
schuldeten Auswirkungen der Tat.12 Es bleibt aber gesetzlich vollkommen offen, 
inwiefern diese Kriterien strafmildernd oder strafschärfend wirken, wie sie sich zu-
einander verhalten und wie ihre Gewichtung im Einzelfall stattfinden kann.13  

 
10  Im Jahr 2017; s. Jehle, Strafrechtspflege in Deutschland, 2019, S. 22. 
11  Vgl. nur Meier, Strafrechtliche Sanktionen, 2015, S. 240 f.; Streng, Strafrechtliche Sanktionen, 2012, 

Rn. 645, 762. 
12  Zu den weiteren problematischen Kriterien, wie etwa die Gesinnung, s. näher Kaspar, Sentencing 

Guidelines vs. freies tatrichterliches Ermessen, 2018, S. C66 ff. 
13  Vgl. auch Kudlich/Koch, NJW 2018, S. 2762 ff., 2763 (englische Übersetzung in diesem Band, S. 353; 

Hörnle, GA 2019, �6���������������V�S�U�L�F�K�W���L�Q�V�R�Z�H�L�W���J�D�U���Y�R�Q���H�L�Q�H�U���Å�%�O�D�F�N���%�R�[�´���G�H�V���6�W�U�D�I�]�X�P�H�V�V�X�Q�J�V�Y�R�U�J�D�Q�J�V����
Allerdings haben Rechtsprechung und Literatur versucht, die gesetzlichen Kriterien im Sinne von 
Strafschärfung und -milderung stärker zu differenzieren, s. insbesondere Schäfer/Sander/van Gem-
meren, Praxis der Strafzumessung, 2017. 
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Zugleich sind die Wirkungen, die von der Strafe für das künftige Leben des Tä-
ters in der Gesellschaft zu erwarten sind, zu berücksichtigen (§ 46 Abs. 1 S. 2 StGB). 
Auch wenn umstritten ist, wie weit diese bei der Festsetzung des Strafmaßes Berück-
sichtigung finden, so sind sie jedenfalls bei der Wahl der Strafart von entscheidender 
Bedeutung. Lässt der Strafrahmen es zu, so ist nach allgemeinem Strafrecht zu wäh-
len zwischen Geldstrafe oder Freiheitsstrafe, deren Vollstreckung gegebenenfalls zur 
Bewährung auszusetzen ist.14 Hier zeigen die über viele Jahre stabilen statistischen 
Zahlen,15 dass die Praxis dem gesetzgeberischen Programm weitgehend folgt, d.h. 
den Vorrang der Geldstrafe vor kurzen Freiheitstrafen bis zu 6 Monaten16 
(§ 47 StGB) beachtet und vollstreckbare Freiheitsstrafen nur dann ausspricht, wenn 
spezialpräventive oder ausnahmsweise generalpräventive Gründe es erfordern. 
Mehr als vier Fünftel (84 %) der Strafen stellen Geldstrafen dar und von den Frei-
heitsstrafen, die 16 % ausmachen, werden etwa zwei Drittel zur Bewährung ausge-
setzt (11 %).  

Aus den gesetzlichen Kriterien lässt sich nicht näher ableiten, welches konkrete 
Strafmaß festzusetzen ist. Wie empirische Studien zur Strafzumessungspraxis viel-
fach gezeigt haben, orientieren sich deshalb die erkennenden Richter an dem Straf-
maß, das in ihrem Gericht oder in ihrem Oberlandesgerichtbezirk in vergleichbaren 
Fällen üblich ist. Damit ergeben sich, wie schon seit einem Jahrhundert bekannt, 
deutliche regionale Strafzumessungsunterschiede,17 deren Existenz nicht zuletzt da-
für verantwortlich ist, dass sich der Deutsche Juristentag jüngst wieder mit diesem 
Thema befasst hat (s. u. III.). 

2 Das englische System der Strafzumessungsrichtlinien 
2.1 Der deskriptive Ansatz 
Die Besonderheit der englischen Strafzumessungsrichtlinien lässt sich klar konturie-
ren, wenn man sie mit dem von Roberts und Padfield in Bezug genommenen pro-
minenten Minnesota Modell18 aus den USA vergleicht. Dabei zeigen sich vielfältige 
Vorteile der englischen Sentencing Guidelines: 
  

 
14  Vgl. nur Streng, Strafrechtliche Sanktionen, 2012, S. 63 ff., 80 ff. 
15  Jehle, Strafrechtspflege in Deutschland, 2019, S. 34 ff.; vgl. auch Weigend, Crime&Just Vol. 45 (2016), 

S. 83 ff., 100 ff. 
16  Genau genommen gilt das nur für Freiheitsstrafen bis 3 Monaten; in mehr als 90 % der Geldstrafen 

werden nicht mehr als 90 Tagessätze verhängt, s. Jehle, Strafrechtspflege in Deutschland, 2019, 
S. 38. 

17  Vgl. nur Meier, Strafrechtliche Sanktionen, 2015, S. 255 ff., Streng, Strafrechtliche Sanktionen, 2012, 
S. 375 ff. 

18  Minnesota Sentencing Guidelines Commission 1981. 
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Anders als in Minnesota und in anderen US-amerikanischen Staaten, wo die 
�6�W�U�D�I�]�X�P�H�V�V�X�Q�J�V�N�R�P�P�L�V�V�L�R�Q�H�Q�� �Å�.�U�L�P�L�Q�D�O�S�R�O�L�W�L�N-�J�H�W�U�L�H�E�H�Q�´�� �V�L�Q�G�� �X�Q�G���² mit einem 
�Å�S�U�l�V�N�U�L�S�Wive�Q���$�Q�V�D�W�]�´19 �² die Strafzumessungspraxis im Sinne einer Strafverschär-
fung verändern wollen, besteht die englische Kommission (Sentencing Council) im 
Wesentlichen aus Justizangehörigen und reflektiert die gängige Strafzumessungspra-
xis; sie verfolgt einen eher �Å�G�H�V�N�U�L�S�W�L�Y�H�Q���$�Q�V�D�W�]�´20 �² mit dem Ziel, ein größeres Maß 
an Konsistenz und Proportionalität der Strafzumessungsentscheidungen zu errei-
chen. Die Richtlinien sind auf spezifische Delikte bezogen und primär orientiert an 
Proportionalität, also an der persönlichen Schuld (culpability) und dem verursachten 
Schaden (harm). Anders als in den USA, wo Vorstrafen die Strafhöhe entscheidend 
beeinflussen, spielen sie im englischen System erst in zweiter Linie eine (strafschär-
fende) Rolle. Die Richtlinien münden nicht in einer quasi mathematisch ermittelten 
Strafe bzw. einem solchen Strafrahmen, sondern führen mittels Zuordnung des Falls 
zu Schwerekriterien zu eingegrenzten Strafrahmen, die für eine Individualisierung 
Platz lassen. Darüber hinaus gibt es keine strikte Bindung der Richter für die Straf-
rahmen der Untergruppen, gebildet nach Schwere der Schuld und des Schadens, 
sondern nur für die relativ weiten Strafrahmen bezogen auf das verwirklichte Delikt. 

2.2 Proportionalitätsbasierte Strafzumessung 
Das maßgebliche Prinzip der Strafzumessung ist Proportionalität; d.h. das Strafmaß 
muss sich proportional zur Straftat, genauer: zu dem durch die Tat verursachten 
�6�F�K�D�G�H�Q�����Å�K�D�U�P�´�����X�Q�G���G�H�U �V�L�F�K���L�Q���G�H�U���7�D�W���l�X�‰�H�U�Q�G�H�Q���6�F�K�X�O�G���G�H�V���7�l�W�H�U�V�����Åculpabi-
lity�´���� �Y�H�U�K�D�O�W�H�Q���� �'�L�H�� �K�L�H�U�I�•�U�� �K�H�U�D�Q�J�H�]ogenen objektiven und subjektiven Tatum-
stände könnte man in deutscher Terminologie mit den Begriffen Erfolgs- und Hand-
lungsunrecht bezeichnen.21 Aus der Kombination der beiden Variablen Schuld und 
Schaden werden das Maß für den Ausgangspunkt (eine Art Regelstrafe) und der 
mögliche konkrete Rahmen der festzusetzenden Strafe gebildet. Dabei werden 
Schuld und Schaden anhand deliktsspezifischer Schwerekriterien in jeweils drei 
Schweregruppen unterteilt und mit einander kombiniert, so dass sich ein Feld von 
insgesamt neun Kombinationen ergibt.22  

Padfield und Roberts demonstrieren diese erste Stufe des Strafzumessungsvor-
gangs am Beispiel des Raubs, der nach der gesetzlichen Grundlage (Theft Act 1968, 
sec. 8 (1)) mit keiner Mindeststrafe, aber mit einer Höchststrafe von lebenslanger 
Freiheitsstrafe bedroht ist. Die von den Sentencing Guidelines näher eingegrenzte 
Form betrifft den Raub auf der Straße und in Geschäften mit geringem Planungs-
grad (abgegrenzt vom Raub in Geschäften mit hohem Planungsgrad, der entspre-
chend höhere Strafmaße nach sich zieht). Nimmt man nur die leichteste Kategorie 

 
19  Roberts/Padfield, in diesem Band, S. 51. 
20  Roberts/Padfield, in diesem Band, S. 51. 
21  So auch Hörnle, GA 2019, S. 289. 
22  S. Roberts/Padfield, in diesem Band, Appendix. 
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(leichte Schuld, geringer Schaden), die mittlere Kategorie (mittlere Schuld, mittlerer 
Schaden) und die schwerste Kategorie (schwere Schuld, schwerer Schaden), sind die 
�Å�$�X�V�J�D�Q�J�V�V�W�U�D�I�H�Q�´�� ���V�W�D�U�W�L�Q�J���S�R�L�Q�W���� �X�Q�G���G�L�H�� �6�W�U�D�I�U�D�K�P�H�Q���N�O�D�U���D�E�J�H�J�U�H�Q�]�W���� �6�F�K�Z�H�U��- 
Ausgangsstrafe 8 Jahre Freiheitsstrafe mit einem Strafrahmen von 7 bis 12 Jahren, 
mittel - Ausgangsstrafe 5 Jahre mit einem Strafrahmen von 3 bis 6 Jahren, leicht - 
Ausgangsstrafe 1 Jahr mit einem Strafrahmen von Anordnung einer hohen Com-
munity-Sanktion (v.a. Gemeinnützige Arbeit) bis zu 3 Jahren Freiheitsstrafe. Kommt 
es zu anderen Kombinationen, z.B. leichte Schuld schwerer Schaden), überlappen 
sich die vorgeschriebenen Strafrahmen. Insgesamt scheinen die vorgesehenen Aus-
gangsstrafen und Strafrahmen der Idee eines linearen Wachstums der Delikts- und 
Sanktionsschwere zu folgen. Indessen verteilen sich die Strafmaße in der Strafzu-
messungspraxis, zumindest in Deutschland, eher in Form einer umgekehrten J-
Kurve �² mit einem Schwerpunkt auf niedrigen Strafen. So könnte das Modell durch-
aus zu einem Anheben des Strafniveaus führen. 

Die Kriterien zur Einstufung der Schwere von Schuld und Schaden sind ohne 
Weiteres plausibel. Im Falle des Raubs steigert sich die Schwere von Schuld und 
Schaden, wenn Waffen eingesetzt werden und erheblicher physischer und psychi-
scher Schaden beim Opfer entsteht. Damit entsprechen die Kriterien weitgehend 
dem, was der deutsche Gesetzgeber bereits im Qualifikationstatbestand des schwe-
ren Raubs, § 250 StGB, gesetzlich festgelegt hat. Insoweit kompensieren die engli-
schen Sentencing Guidelines hier die mangelnde Differenziertheit des gesetzlichen 
Tatbestands. 

Ein Blick in das öffentlich zugängliche Manual des Sentencing Council23 zeigt, 
dass inzwischen zu allen bedeutsamen Delikten Sentencing Guidelines entwickelt 
worden sind. Dies gilt auch für den Bereich der mittel schweren Delikte (triable eit-
her way). Hier entscheidet sich zugleich, ob die Strafsache noch vom magistrates�· 
court abgeurteilt werden kann. Als Beispiel sei der Diebstahl aus einem Laden oder 
Verkaufsstand herangezogen (wobei der Bagatell-Ladendiebstahl, der gemäß Section 
22A Magistrates�· Courts Act 1980 als Summary Offence gilt, ausgenommen ist). Die 
maximale gesetzliche Strafdrohung ist laut Theft Act 1968, sec. 1, 7 Jahre Freiheits-
strafe. Die Sentencing Guidelines sehen nun einen generellen Strafrahmen von einer 
Einstellung bis zu drei Jahren vor und bilden wiederum mit der Kombination von 
drei Schwerestufen der Schuld und des Schadens neun Kategorien, die mit unter-
�V�F�K�L�H�G�O�L�F�K�H�Q�� �Å�$�X�V�J�D�Q�J�V�V�W�U�D�I�H�Q�´�� �X�Q�G�� �N�R�Q�N�U�H�W�H�Q�� �6�W�U�D�I�U�D�K�P�H�Q�� �Y�H�U�E�X�Q�G�H�Q�� �V�L�Q�G���� �'�L�H��
Kriterien für die Schwereeinstufung sind im Wesentlichen Planungsgrad, Wert des 
gestohlenen Guts und Opferbeeinträchtigung. Die für die schwerste Form vorgese-
hene Ausgangsstrafe von 6 Monaten Freiheitsstrafe ist ersichtlich so gewählt, dass 
sie innerhalb der Grenzen der Strafkompetenz der magistrates�· courts bleibt. Freilich 
geht der konkrete Strafrahmen insbesondere bei hohem Wert des gestohlenen Guts 
darüber hinaus. Schon im mittleren Bereich (mittlere Schuld, mittlerer Schaden) ist 

 
23  S. https://www.sentencingcouncil.org.uk/ <28.05.2020>. 
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